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Die "Weimarer Republik", Teil 1  
 

Um die bürgerliche Gesellschaft zu zerstören, muß man ihr Geldwesen verwüsten. 
Lenin, eigentlich Wladimir I. Uljanow (1870-1924, russischer Politiker) 

Gründung der "Weimarer Republik" 
In Berlin brach am 9. November 1918 eine Revolution aus. Am Morgen rief der Berliner Ar-
beiter- und Soldatenrat zum Generalstreik auf. Trotz Massendemonstrationen von Arbeitern 
und Soldaten erhielt das Militär um 13 Uhr Schießverbot.  
Reichskanzler Prinz Max von Baden gab später am 9. November 1918 eigenmächtig, ohne die 
Zustimmung des Kaisers, den Rücktritt des deutschen Kaisers Wilhelm II. bekannt und trat 
danach ebenfalls zurück. 
Der SPD-Politiker Philipp Scheidemann verkündete am 9. November 1918, um 14.00 Uhr, die 
Bildung der vorläufigen "Deutschen Republik" und übertrug die Regierungsgeschäfte an den 
SPD-Vorsitzenden Friedrich Ebert (x191/25). 
Die Unabhängigen Sozialdemokraten - der Spartakusbund und andere radikale Gruppen - ver-
langten am 9. November 1918 die Errichtung eines Rätestaates nach dem Vorbild Sowjet-
Rußlands. Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg und Karl Radek, die tatkräftigen und zielbewuß-
ten Anführer der Spartakisten, forderten die sofortige Verstaatlichung der gesamten Wirt-
schaft.  
Am 10. November 1918 floh Kaiser Wilhelm II. nach Holland. Alle deutschen Landesfürsten 
traten anschließend widerstandslos zurück.  
Das "Berliner Tageblatt" berichtete am 10. November 1918 über das unrühmliche Ende der 
Monarchie (x191/26): >>Eine riesige Militärorganisation schien alles zu umfassen, in den 
Ämtern und Ministerien thronte eine scheinbar unbesiegbare Bürokratie. Gestern früh war das 
alles noch da, gestern nachmittag existierte nichts mehr davon. ...<< 
Die Deutschen fühlten sich von der Staatsführung hintergangen. Besonders in der Arbeiter-
schaft regte sich offene Feindschaft gegen den Kaiser. Der Adel und das Großbürgertum, die 
größtenteils ebenfalls nicht informiert waren, reagierten ratlos und verwirrt.  
Die Spartakisten riefen am 10. November 1918 in Berlin zum Sturz der "Deutschen Republik" 
auf (x073/100-101).  
General Wilhelm Groener, seit Oktober 1918 Nachfolger Ludendorffs als Generalquartiermei-
ster der Obersten Heeresleitung, leitete nach dem Kriegsende die Rückführung und Demobili-
sierung des deutschen Heeres, führte am 10. November 1918 geheime Verhandlungen mit 
Friedrich Ebert. 
Am 19. Dezember 1918 stimmte der Reichskongreß der Arbeiter- und Soldatenräte in Berlin 
über die Streitfrage ab: "Rätestaat oder demokratische Republik?" Der Kongreß entschied sich 
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schließlich am 19. Dezember 1918 mit 400 gegen 50 Stimmen für die Einberufung einer Na-
tionalversammlung (x059/49).  
Nach der Abstimmungsniederlage versuchten die Spartakisten, ihren diktatorischen Rätestaat 
gewaltsam durchzusetzen. Unter Leitung des deutsch-sowjetischen Politikers Karl Radek be-
schlossen die Delegierten des Spartakusbundes am 30. Dezember 1918 die Gründung der 
Kommunistischen Partei Deutschlands. Den KPD-Vorsitz übernahm Wilhelm Pieck, später 
Präsident der DDR.  
Die KPD verfolgte von Anfang das Ziel, jegliche parlamentarische Ordnung zu zerstören. Na-
turgemäß nutzte man das bestehende Chaos und die große Massenverelendung konsequent 
aus. Mit ihren bekannten Parolen, wie z.B. "Proletarier aller Länder, vereinigt euch", gaukel-
ten die Kommunisten den verzweifelten Deutschen ein "Arbeiter- und Bauernparadies" vor, 
daß angeblich mit Lenins Hilfe im Deutschen Reich entstehen sollte. 
Am 5. Januar 1919 entschlossen sich die russisch-sowjetisch gelenkten Kommunisten schließ-
lich, unter Führung von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, die proletarische Diktatur ge-
waltsam zu erzwingen. Als die Kommunisten nach heftigen Straßenkämpfen die Berliner 
Reichskanzlei angriffen, ließ der SPD-Politiker Gustav Noske, 1918/1919 Oberbefehlshaber 
der Freikorps, Freiwilligenverbände des deutschen Heeres in Berlin einrücken, um den be-
waffneten Aufstand des linksradikalen Spartakusbundes vom 5.01. bis zum 15.01.1919 blutig 
niederzuschlagen. 
Im Deutschen Reich, daß bisher fast keine politischen Morde kannte, ereigneten sich während 
des Spartakusaufstandes erstmalig politische Morde. Die KPD-Führer Liebknecht und Lu-
xemburg wurden am 15. Januar 1919 in Berlin verhaftet und von Regierungssoldaten ermor-
det. Im Verlauf des Spartakusaufstandes kamen etwa 1.200 Menschen um (x122/433). Karl 
Radek und andere deutsche Kommunisten flohen später nach Rußland. Während Stalins 
"Säuberungen" wurde der Trotzkist Radek 1933 nach Sibirien verbannt und wahrscheinlich 
im Jahre 1937 liquidiert.  
Am 19. Januar 1919 fand die Wahl zur Nationalversammlung statt. Bei dieser Wahl, bei der 
erstmals auch Frauen wählen durften, erhielten SPD, Zentrum und DDP mit 341 von 423 Sit-
zen mehr als 80 % der Mandate (x059/49, x149/36). 
Am 11. Februar 1919 wählten die republikanischen Parteien - Sozialdemokraten, Zentrum und 
Demokratische Partei - Friedrich Ebert in Weimar zum Reichspräsidenten. Die Nationalver-
sammlung tagte damals in Weimar, weil in Berlin vielerorts noch schwere Unruhen herrsch-
ten.  
Reichspräsident Friedrich Ebert erklärte während seiner Antrittsrede am 11. Februar 1919 
(x073/97): >>... Freiheit und Recht sind Zwillingsschwestern. Die Freiheit kann sich nur in 
fester staatlicher Ordnung gestalten. Sie zu schützen und wieder herzustellen, wo sie angeta-
stet wird, das ist das erste Gebot derer, die die Freiheit lieben. Jede Gewaltherrschaft, von 
wem sie auch kommt, werden wir bekämpfen bis zum Äußersten. ... 
Den Frieden zu erringen, der der deutschen Nation das Selbstbestimmungsrecht sichert, die 
Verfassung auszubauen und zu behüten, die allen deutschen Männern und Frauen die politi-
sche Gleichberechtigung unbedingt verbürgt, dem deutschen Volke Arbeit und Brot zu schaf-
fen, sein ganzes Wirtschaftsleben so zu gestalten, daß die Freiheit nicht Bettlerfreiheit, son-
dern Kulturfreiheit werde, das sei unseres Strebens Ziel.<< 
SPD, Zentrum und DDP bildeten am 13. Februar 1919 in Weimar eine Koalitionsregierung. 
Die sogenannte Weimarer Koalition wählte danach Philipp Scheidemann zum Ministerpräsi-
dent.  
Am 8. März 1919 wurde der Generalstreik in Berlin und in Thüringen nach erbitterten Kämp-
fen abgebrochen. Die gnadenlosen Kämpfe forderten etwa 1.000 Todesopfer (x034/38). 
Nach monatelangen schweren Kämpfen - mit über 3.000 Toten - setzten sich die bayerischen 
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Freikorps im Mai 1919 durch und schlugen den Aufstand der Kommunisten in München nie-
der (x090/258). 
Die bayerische Landesregierung mußte damals Freikorps - ehemalige Offiziere und Soldaten 
der deutschen Wehrmacht - einsetzen, weil die Reichswehr nicht über genügend schlagkräfti-
ge Truppen verfügte. Die Freikorps wurden damals an vielen Orten des Deutschen Reiches 
und im Baltikum zur Unterdrückung von kommunistischen Umsturzversuchen oder zur Ver-
teidigung von deutschen Siedlungsgebieten eingesetzt. Diese Freikorps entwickelten sich in 
den folgenden Jahren zur Belastung für den demokratischen Staat, denn hier sammelten sich 
zunehmend "verbitterte Landsknechte" und radikale Rechtsradikale, die sich später der rechts-
radikalen NSDAP anschlossen und zahlreiche "Fememorde" begingen. 
Am 31. Juli 1919 beschloß die deutsche Nationalversammlung bzw. die Weimarer Koalition 
der Sozialdemokraten, Demokraten und Zentrumspartei nach langen Beratungen in Weimar 
mit 262 gegen 75 Stimmen die neue Verfassung der "Weimarer Republik" (x034/60-61).  
Die Nationalversammlung verkündete nach 5monatiger Beratung am 11. August 1919 die 
Weimarer Verfassung. Die Weimarer Verfassung wurde danach von Reichspräsident Fried-
rich Ebert unterzeichnet. 
Die Weimarer Verfassung wurde am 14. August 1919 im Reichsgesetzblatt veröffentlicht und 
die neue Verfassung des Deutschen Reiches trat damit in Kraft. 
Die Einleitung der Weimarer Verfassung lautete (x842/...):  
>>Präambel:  
Das deutsche Volk, einig in seinen Stämmen und von dem Willen beseelt, sein Reich in Frei-
heit und Gerechtigkeit zu erneuern und zu festigen, dem inneren und dem äußeren Frieden zu 
dienen und den gesellschaftlichen Fortschritt zu fördern, hat sich diese Verfassung gege-
ben.<<  
Die bisherigen deutschen Bundesstaaten blieben als Länder erhalten, aber sie verloren wesent-
liche Rechte. Die Finanzverwaltung, Zoll, Post, Verkehr, das Heer und die Marine wurden 
direkt der deutschen Reichsregierung unterstellt. 
Alle Bewohner des Reiches waren gemäß der Weimarer Verfassung vor dem Gesetz gleich. 
Sie hatten das Recht, ihre Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern. Männer und 
Frauen, die das 20. Lebensjahr vollendet hatten, besaßen das Wahlrecht. Sie wählten den 
Reichstag, der Gesetze beschloß.  
Der Reichspräsident, der für 7 Jahre vom Volk gewählt wurde, hatte den Oberbefehl über die 
Armee und besaß gemäß Artikel 48 herausragende Rechte. Falls es die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung erforderte, konnte der Reichspräsident z.B. gemäß Verfassung des Deutschen 
Reiches eigenmächtig den Reichskanzler abberufen bzw. ernennen, die Reichswehr einsetzen 
und vorübergehend sogar einen Teil der Grundrechte außer Kraft setzen (sogenannte "Notver-
ordnungen"). 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Notverordnungen" 
(x051/422): >>Notverordnungen, nach § 48 der Weimarer Verfassung Anordnungen des 
Reichspräsidenten mit Gesetzeskraft, die auf Verlangen der Reichstagsmehrheit zurückge-
nommen werden mußten.  
Durch Notverordnungen konnte der Reichspräsident mit der Reichswehr gegen verfassungs-
widrig verfahrende Landesregierungen vorgehen und Grundrechte außer Kraft setzen. Die 
Notverordnungen sollten allerdings auf "nötige Maßnahmen" beschränkt bleiben, deren beab-
sichtigte gesetzliche Definition aber unterblieb.  
So konnten sich die Notverordnungen in der Krise der Republik ab 1930 zum Ersatz für die 
Gesetzgebung des blockierten Reichstages entwickeln, der auch sein Aufhebungsrecht nicht 
nutzen konnte, weil die erforderlichen Mehrheiten fehlten und zudem das Gegenmittel des 
Reichspräsidenten, nämlich die Parlamentsauflösung nach § 25, drohte.  
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Die Präsidialkabinette regierten nach Verlust auch der Tolerierungsmehrheit weitgehend mit 
Notverordnungen. 1932 wurden nur noch fünf Gesetze bei 66 Notverordnungen erlassen. Sie 
ebneten auch den Weg zur Diktatur Hitlers, der mit der "Notverordnung des Reichspräsiden-
ten zum Schutz von Volk und Staat" vom 28.2.33. die Liquidierung der Republik einleitete.<<  
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die Gründung der Weimarer 
Republik (x057/224-225): >>Die Nationalversammlung wählte Ebert zum Reichspräsidenten, 
bildete die Regierung der Weimarer Koalition mit Sozialdemokraten, Demokraten und Zen-
trum und schuf nach den Plänen von Hugo Preuß am 11. August 1919 die Verfassung des 
Deutschen Reiches. Sie beruhte auf dem Gedanken der Demokratie und machte Deutschland 
zu einer parlamentarischen Republik mit einem Reichspräsidenten als Staatsoberhaupt, der, 
vom Volk gewählt, das Reich nach außen vertrat.  
Er hatte den Oberbefehl über die Wehrmacht, konnte den Reichstag auflösen, ferner einen 
Volksentscheid nach erfolgtem Volksbegehren herbeiführen und besaß nach Paragraph 48 das 
Recht, die Grundrechte und Grundpflichten teilweise aufzuheben, falls "die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung erheblich gestört oder gefährdet wird". Nach diesem Notverordnungs-
recht durfte er ohne den Reichstag Gesetze erlassen. 
Der Reichstag war die gesetzgebende Körperschaft, nach allgemeinen, gleichen, geheimen 
Wahlen aller Männer und Frauen von über 20 Jahren gewählt. Die Reichsregierung bedurfte 
der Mehrheit des Parlaments und stand unter der Leitung des Reichskanzlers. 
Der Reichsrat umfaßte die Vertreter der Länder mit eigenen Landtagen und Landesregierun-
gen. So war das Deutsche Reich ein dezentralisierter Einheitsstaat mit den Reichsfarben 
schwarz-rot-gold von 1848 und der Nationalhymne "Deutschland über alles" und hielt die 
Mitte zwischen Bundesstaat und Einheitsstaat. Der in der Verfassung enthaltene Anschluß 
Österreichs - ebenfalls in der österreichischen Verfassung enthalten - mußte auf Grund des 
Versailler Vertrages wieder fallen gelassen werden. ...<< 
Dr. Hans Joachim Berbig schrieb später über die Gründung der Weimarer Republik 
(x287/170-173): >>... Im Auftrag des deutschen Volkes verabschiedete die Weimarer Natio-
nalversammlung im August 1919 eine neue Verfassung für das territorial verkleinerte Deut-
sche Reich, das laut Artikel 1 eine Republik war, in der die Staatsgewalt vom souveränen 
Volk ausging.  
Der Wille des Volkes äußerte sich in der Wahl des Reichstags, wobei durch das Frauenwahl-
recht eine staatsbürgerliche Gleichstellung von Männern und Frauen erfolgte. Die nunmehr als 
Länder bezeichneten Gliedstaaten des Reiches – das reichsunmittelbare Gebiet Elsaß-Loth-
ringen war verlorengegangen – waren im Reichsrat vertreten, der aber als Vertretung der Län-
derregierungen nur ein beschränktes Mitwirkungsrecht bei der Reichsgesetzgebung besaß. Ein 
Zweikammersystem sah die Weimarer Verfassung eben nicht vor!  
Dem direkt vom Volke gewählten Reichspräsidenten war eine fast monarchische Stellung 
eingeräumt worden, doch unterschied ihn von einem konstitutionellen Monarchen, daß er un-
ter Anklage gestellt werden konnte. Wie allerdings die nationale Tradition mit der monarchi-
schen noch verknüpft war, zeigte nicht nur die Rolle Hindenburgs als Ersatzkaiser, sondern 
auch die schwarz-weiß-rote Gesinnung Gustav Stresemanns, der als Reichskanzler und mehr-
facher Außenminister der Republik nicht nur an den Idealen der schwarz-rot-goldenen Pauls-
kirche orientiert war, sondern weiterhin Kaiser und König treu bleiben wollte und den Kron-
prinzen laufend über seine Politik unterrichtete. 
Mit der Formulierung von Grundrechten knüpfte die Weimarer Verfassung ausdrücklich an 
die Frankfurter Verfassung der Paulskirche an. Gleichfalls wie 1849 waren 1919 die Reichs-
farben schwarz-rot-gold; 1922 führte Reichspräsident Ebert das Deutschlandlied als offizielle 
Nationalhymne ein.  
Scheidemann, den Ebert zum Ministerpräsidenten eines Kabinetts der "Weimarer Koalition" 
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ernannt hatte, trat bereits im Juni 1919 zurück, da er den Versailler Friedensvertrag nicht un-
terzeichnen wollte. Die Hypothek des Ersten Weltkrieges, von der Rechten mit der Dolchstoß-
legende abgetan, lastete schwer auf der ersten deutschen Republik und konfrontierte sie mit 
schwierigen außenpolitischen Fragen. 
So sah Artikel 61 der Weimarer Verfassung den Anschluß Deutsch-Österreichs an das Deut-
sche Reich vor, den die provisorische Nationalversammlung Deutsch-Österreichs schon am 
12. November 1918 verkündet hatte.  
Die deutschsprachigen Bewohner des alten Österreichs hatten sich auch noch nach 1866 als 
Deutsche gefühlt. Wenn es nur nach dem Willen des Volkes gegangen wäre, wäre eine Ent-
wicklung zu einem demokratisch-republikanischen Großdeutschland möglich gewesen. Denn 
nach dem politischen Zerfall des habsburgischen Vielvölkerstaates hätten die deutschen Öster-
reicher Deutsche werden können.  
Obwohl ... Wilson eine Grenzziehung nach klar erkennbaren Sprachgrenzen im Sinn des 
Selbstbestimmungsrechtes der Völker versprochen hatte, wurde weder auf die deutsche 
Volks- und Sprachzugehörigkeit der Südtiroler Rücksicht genommen noch auf die der Sude-
tendeutschen, die sich vielmehr als nationale Minderheit in einem Staate wiederfanden, in 
dem sich die Tschechen die Rechte eines Mehrheitsvolkes anmaßten. 
... Am 6. September 1919 erklärte der Staatskanzler Renner in seinem Bericht über die Ergeb-
nisse von St. Germain vor der Nationalversammlung in Wien: "Deutsch-Österreich wird nie-
mals darauf verzichten, die Wiedervereinigung mit dem Deutschen Reich als das Ziel seiner 
friedlichen Politik zu betrachten."  
In der gleichen Sitzung legte die Konstituierende Nationalversammlung der Republik 
Deutsch-Österreich gegen die Einbeziehung der Deutschen Böhmens und Mährens, deren 
Siedlungsgebiet von Deutsch-Österreich als eigenes Bundesland reklamiert worden war, in die 
neue CSR Verwahrung ein. Die Siegermächte von Versailles setzten sich über die Inan-
spruchnahme des Selbstbestimmungsrechtes durch die Deutschen hinweg.  
Dennoch blieben die dem Versailler Friedensvertrag entgegenstehenden Bestimmungen in 
Artikel 61 Abs. 2 der Weimarer Verfassung als Bekenntnis zum Ziele der nationalen Weiter-
entwicklung formell stehen, wurden also nicht aufgehoben, sondern ruhten nur, d.h. sie blie-
ben infolge des Nichtigkeitsprotokolls vom 23. September 1919 unwirksam. 
In der Zweiten Republik Österreich, dem Beispiel für das Wiedererstehen eines untergegange-
nen Staatswesens, hießen die Bewohner nach dem Zweiten Weltkrieg allerdings nicht mehr 
Deutsche, sondern Österreicher. Lediglich die deutschsprachigen Bewohner Südtirols, das 
politisch bis 1919 zu Österreich gehörte, bezeichnen sich heute noch als Deutsche, nicht als 
Österreicher. ...<< 
Schlußbemerkungen: Die Weimarer Republik von 1919 war kein souveräner Staat und ver-
fügte nicht über die klassischen Merkmale eines Staates (Staatsgebiet, Staatsvolk, Staats-
gewalt). Aufgrund der Versailler "Friedensbedingungen" (Gebietsabtretungen, hohe Wieder-
gutmachungsleistungen, Stationierung von Besatzungstruppen, Teilauflösung des deutschen 
Heeres etc.) zählte die Weimarer Republik von 1919-1933 völkerrechtlich nicht zu den poli-
tisch und ökonomisch unabhängigen Staaten, die die Fähigkeit besaßen, mit anderen Staaten 
in politischen Kontakt zu treten. 
Die Weimarer Verfassung war keine frei gewählte Verfassung des deutschen Volkes, denn 
Deutschland wurde damals von den Siegermächten des Ersten Weltkrieges dominiert. 
 
Die ersten Jahre der Weimarer Republik 
Während der österreichisch-ungarische Staat nach dem Ersten Weltkrieg auseinanderbrach, 
blieb die Einheit des Deutschen Reiches trotz des militärischen und politischen Zusammen-
bruchs erhalten. Die große Not und das Elend der Kriegs- und Hungerjahre festigten sogar 
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noch den Zusammenhalt des deutschen Volkes. Fast alle bisherigen "Staatsdiener" erfüllten 
weiterhin pflichtgemäß ihre Arbeit, um die "Weimarer Republik" zu unterstützen.  
In den ersten Jahren der Weimarer Republik gab es fortwährend große außen- und innenpoliti-
sche Schwierigkeiten, so daß die Regierungen unentwegt scheiterten und wechselten. Von 
1919-23 kämpften die schwachen deutschen Regierungen fast ständig gegen linksradikale 
Kommunisten und rechtsradikale Nationalsozialisten um ihre Existenz.  
Als der kommunistische Terrorismus stärker wurde, entwickelte sich schnell eine nationalso-
zialistische Gegenbewegung, die den "roten Terror" mit dem "braunen Terror" bekämpfte. Die 
Kommunisten und Nationalsozialisten kämpften zwar angeblich gegen den Nationalsozialis-
mus bzw. gegen den Kommunismus, aber beide Gruppen verfolgten letztlich die gleichen ra-
dikalen diktatorischen Ziele. Sowohl die KPD als auch die NSDAP strebten bereits frühzeitig 
die gewaltsame Terrorherrschaft und Vernichtung der deutschen Demokratie an.  
Trotz der fast hoffnungslosen Lage stellten sich mutige, pflichtbewußte deutsche Politiker den 
gewaltigen Aufgaben der Nachkriegsjahre. Oftmals gelang es den deutschen Regierungen nur 
mit letzter Kraft die äußeren Grenzen zu schützen, den Terror der Kommunisten und Nationa-
listen zu bekämpfen sowie die Reparationszahlungen und die Bewahrung der Staatseinheit in 
den Griff zu bekommen.  
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die innenpolitische Entwick-
lung der Weimarer Republik (x057/225-227): >>... Häufige Regierungs- und Koalitionswech-
sel verschärften das innerparlamentarische Leben, zumal die rechts- und linksradikalen Grup-
pen und Parteien in steter Opposition zu Regierung und Staat ständig anwuchsen. Nach den 
Aufständen linksradikaler Elemente in Berlin und München und nach Putschversuchen von 
rechts, erschütterten zahlreiche politische Morde den neuen Staat: die Kommunistenführer 
Liebknecht und Rosa Luxemburg, die Reichsminister Erzberger und Rathenau.  
Ende 1923 kam es zu einer Krise zwischen dem Reich und Sachsen sowie Bayern, wo "natio-
nale Kräfte" sich vom Reich lösen wollten und ein Putschversuch des Führers der neuen na-
tionalsozialistischen Partei, Adolf Hitler, gegen das Reich scheiterte beim Hitlerputsch am 9. 
November 1923. 
Diese Unruhen waren weitgehend bedingt durch die wirtschaftlichen und sozialen Schwierig-
keiten hervorgerufen durch die Folgen des Krieges und die Belastung des Versailler Friedens. 
Die Reparationsschuld war ursprünglich auf 226 Milliarden Mark und dann im Jahre 1921 auf 
132 Milliarden Mark festgesetzt worden. Über die Durchführung entstanden besonders mit 
Frankreich wachsende Spannungen. Auf zahlreichen Konferenzen der Alliierten verhandelte 
man über die Reparationen. Die deutschen Regierungen bemühten sich vergebens, ein für das 
Wirtschaftsleben und die Zukunft des deutschen Volkes erträgliches Maß zu erreichen. Unter 
dem drohenden Einmarsch alliierter Truppen mußte man schließlich das Londoner Ultimatum 
annehmen. 
Um dieselbe Zeit begann im Mai 1921 der Währungsverfall: 1 Goldmark = 15 Papiermark, so 
daß Deutschland eine Stundung beantragte. Diese Stundung scheiterte schließlich an der Hal-
tung Frankreichs, das schließlich im Widerspruch zu England, unterstützt von Italien und Bel-
gien, auf Grund von geringfügigen deutschen Lieferungsrückständen den verhängnisvollen 
"Weg der produktiven Pfänder" beschritt und das Ruhrgebiet militärisch besetzte. 
Der von der deutschen Regierung Cuno durchgeführte "passive Widerstand", begleitet von 
Sabotageakten einzelner Deutscher und separatistischen Versuchen, durch Frankreich unter-
stützt, führte zu keinem Erfolg. Aber auch die französische Politik war gescheitert. ... 
Nachdem die Diktaturversuche von links in Sachsen und rechts in Bayern gescheitert waren, 
galt es die Währung zu stabilisieren, da der Markkurs im November 1923 völlig zusammen-
gebrochen war: 1 Goldmark = 1 Billion Papiermark. 
So drohte neben der innerpolitischen eine soziale und wirtschaftliche Krise, die das Leben in 
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Deutschland zum Erlahmen brachte und die nackte Existenz des Volkes bedrohte. 
Nach den Plänen von Helfferich, Luther und Schacht wurde im November die Rentenmark 
geschaffen, deren Ausgabe auf 3.200 Millionen beschränkt blieb und die sich auf eine Bela-
stung von Grundbesitz, Industrie, Handel und Banken stützte. So gelang es durch das "Wun-
der der Rentenmark", die Währung zu stabilisieren und damit die gelähmte Wirtschaft aus 
eigener Kraft wieder zu beleben. 
Die Stabilisierung war aber mit der Zerrüttung des deutschen Volksvermögens verbunden, da 
die alten Guthaben nur zu einem geringen Prozentsatz "aufgewertet" wurden, was die kleinen 
Sparer um ihre Erträge brachte und den Mittelstand vernichtete. Damit vollzog sich eine Um-
bildung der sozialen Struktur, wie sie die Geschichte des deutschen Volkes noch nicht aufzu-
weisen hatte. 
Dennoch bewährte sich in der Not die Lebenskraft des Volkes, das seit einem Jahrzehnt un-
ermeßliche Leiden durch Krieg, Revolution und Inflation hatte erdulden müssen.<< 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schrieb später über den Anfang 
und die ersten Jahre der Weimarer Republik (x192/428): >>... Drei Monate lang versuchten 
beide Seiten, die Oberhand zu gewinnen, doch als die Kommunisten im Januar 1919 einen 
offenen Aufstand in Berlin begannen, gab es den Republikanern die Möglichkeit, die Armee 
zur Niederschlagung der Revolte zu Hilfe zu rufen. Bald danach trat in Weimar - da die 
Hauptstadt Berlin nicht sicher schien - eine Nationalversammlung zusammen, die eine Ver-
fassung für den jungen Staat ausarbeitete. 
Das Überleben der "Weimarer Republik", wie der neue Staat genannt wurde, war jedoch nie 
wirklich gesichert. Während ihres kurzen Bestehens mußte sie sich gegen die – häufig gewalt-
samen – Attacken extremer Gruppen der Rechten und Linken zur Wehr setzen. 1920 unter-
nahmen Monarchisten einen Umsturzversuch; 1923 versuchte eine eigenartige Koalition aus 
unzufriedenen Offizieren unter Führung Ludendorffs und der rechtsextremen Partei Adolf 
Hitlers, durch einen Putsch in München die Regierungsgewalt in Bayern an sich zu reißen. 
Auch sie mußte sich geschlagen geben. 
Solange die deutsche Wirtschaft ein einigermaßen hohes Beschäftigungsniveau halten konnte, 
funktionierte das Weimarer Experiment relativ gut. Doch als sich die materiellen Umstände 
verschlechterten, stieg die Attraktivität jener Gruppen, die versprachen, mit "fester Hand" und 
stärkeren staatlichen Eingriffen den Wohlstand zurückzubringen. 
Letzten Endes waren es die Siegermächte, welche die Zerrüttung der deutschen Wirtschaft 
verursachten. … 
1921 verkündete eine Reparationskommission nach langen Beratungen, daß insgesamt eine 
Summe von 132 Milliarden Goldmark an die Siegermächte zu zahlen sei. Das war für 
Deutschland, dessen Wirtschaft durch den Krieg ebenfalls stark geschädigt worden war, eine 
groteske Forderung, doch katastrophale Dimensionen erreichte das Problem durch den Zu-
sammenbruch der deutschen Währung: Die Mark, die 1914 bei 25 US-Cents stand, fiel bis 
Juli 1922 auf 2 Cents und wurde danach praktisch wertlos: 4,2 Billionen Papiermark waren 
Ende 1923 für einen Dollar zu zahlen. Das Bürgertum, das durch Anleihen den Krieg finan-
ziert hatte, war ruiniert. 
Großbritannien war der Ansicht, daß der Zusammenbruch der Mark auf die Reparationslasten 
zurückzuführen sei, und schlug ein Einfrieren der Zahlungen vor. Gleichzeitig forderten die 
Briten jedoch, daß auch ihre eigenen Schulden und die anderer europäischer Mächte gegen-
über den Vereinigten Staaten gestrichen werden sollten. Die Amerikaner lehnten ab.  
Statt dessen setzte einen Sachverständigenausschuß unter der Leitung des amerikanischen 
Bankiers Charles L. Dawes 1924 einen fixen Zeitplan für die Zahlung der vereinbarten Repa-
rationen fest, und das Geld begann schneller denn je in die USA zu fließen. Da immer mehr 
Reserven aus Europa für die Rückzahlung von Schulden und den Zinsendienst verwendet 
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werden mußten, schrumpfte der Markt für Industriegüter, es entstand ein massives Ungleich-
gewicht in der internationalen Wirtschaft.  
Damit war die Bühne bereitet für die Weltwirtschaftskrise, die schließlich den vom Ersten 
Weltkrieg begonnenen Prozeß vollenden sollte: die Zerstörung der alten Ordnung Europas.<< 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die Entstehung und Geschichte der "Weimarer 
Republik" (x051/627-628): >>… Die Geschichte der Weimarer Republik läßt sich in drei Ab-
schnitte einteilen:  
1. Die Krisenjahre 1919-23: Revolutionäre Unruhen und Aufstände von "links", so in Berlin - 
Spartakus-Aufstand 1919, im Ruhrgebiet 1919 und 20, in Bayern - wo 1919 vorübergehend 
eine Räterepublik bestand, in Mitteldeutschland und Hamburg 1921 und 23, in Sachsen und 
Thüringen 1923; Putschversuche von "rechts" - Kapp-Putsch 1920, Hitlerputsch 1923 und die 
rechtsradikale Agitation gegen die Republik - Dolchstoßlegende, Novemberverbrecher; polni-
sche Aufstandsversuche in Oberschlesien 1919, 20 und 21; Auseinandersetzungen zwischen 
Reichsregierung und Reichswehrführung; Konflikte zwischen dem Reich und einzelnen Län-
dern, insbesondere Bayern 1923; der sogenannte Ruhrkampf; zahlreiche politische Morde - 
z.B. 1919 an den KPD-Führern R. Luxemburg und K. Liebknecht, 1921 an Erzberger, 1922 an 
Rathenau - und nicht zuletzt die politischen, wirtschaftlichen und finanziellen Folgen des 
Krieges, vor allem die Zahlung von Reparationen an die Alliierten, die wesentlich zur seit 
Mitte 22 galoppierenden Inflation beitrugen, belasteten die junge Republik schwer und ge-
fährdeten ihren Bestand.  
2. Die Konsolidierung 1924-29. Der Abbruch des Ruhrkampfes im August 23, die Beendi-
gung der Inflation durch die Einführung der Rentenmark im November 23 und die Beilegung 
des Konfliktes zwischen Bayern und dem Reich im Februar 24 leiteten eine Phase der wirt-
schaftlichen und politischen Konsolidierung und Stabilisierung der Weimarer Republik ein. 
Der Dawesplan von 1924 und noch mehr der diesen ablösende Youngplan von 1929 erleich-
terten die deutschen Reparationslasten.  
Die von Stresemann 1923-29 geleitete Außenpolitik normalisierte die Beziehungen Deutsch-
lands zu seinen ehemaligen Kriegsgegnern: 1925 Verträge von Locarno, 1926 Berliner Ver-
trag mit der UdSSR, dem schon 1922 der Rapallo-Vertrag vorausgegangen war, 1925-30 
Räumung des Rheinlands durch die Alliierten, 1926 Eintritt des Deutschen Reiches in den 
Völkerbund. Das wohl wichtigste innenpolitische Ereignis dieser Phase war die Wahl 
Hindenburgs zum Reichspräsidenten am 26.4.1925.  
3. Die Auflösung 1929-33. Dieser letzte Abschnitt der Weimarer Republik war gekennzeich-
net durch die Weltwirtschaftskrise, den Übergang vom parlamentarischen zum präsidialen 
Regierungssystem und das Anwachsen des politischen Extremismus von links und noch mehr 
von rechts. Am 25.10.29 leitete der Schwarze Freitag an der New Yorker Börse die Weltwirt-
schaftskrise ein, die Deutschland besonders schwer traf und … Anfang 32 zu einer massenhaf-
ten Arbeitslosigkeit von über sechs Millionen Arbeitslosen führte. ...<< 
Schlußbemerkungen: Die Erste Deutsche Republik kämpfte unentwegt gegen die verhäng-
nisvollen Folgen der Versailler Verträge, denn das deutsche Volk wurde nach dem Ersten 
Weltkrieg gewissenlos ausgebeutet, gedemütigt, entrechtet und mehrfach in die nationale Ver-
elendung gestürzt. Der unsägliche Versailler "Friedensvertrag" brachte nicht nur die erste de-
mokratische Republik in Mißkredit, sondern die ungerechten "Friedensbedingungen" der Sie-
germächte ließen auch erhebliche Zweifel an der Gerechtigkeit und den allgemeinen Grund-
sätzen des Völkerrechts aufkommen. 
 
Die Besetzung des Ruhrgebietes 
Als das Deutsche Reich nicht rechtzeitig genügend Holz und Kohlen lieferte, marschierten am 
11. Januar 1923 französisch-belgische Truppen in das Ruhrgebiet ein - später hielten sich dort 
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insgesamt rund 100.000 Besatzungssoldaten auf.  
Die empörte Bevölkerung des Ruhrgebietes reagierte vielerorts mit passiven Widerstands-
handlungen. Im Deutschen Reich brach nach der Besetzung des Ruhrgebietes ein Sturm der 
Entrüstung los.  
Nach der Besetzung des Ruhrgebietes verkündete Reichskanzler Wilhelm Cuno am 13. Januar 
1923 den "passiven Widerstand". Die deutschen Botschafter verließen Paris und Brüssel. Im 
Ruhrgebiet versenkte man später vielerorts Schiffe, um Kanäle zu blockieren und sprengte 
Bahnstrecken, um den Abtransport der Kohle zu verhindern. Sämtliche Kohlenlieferungen 
wurden eingestellt. Bei den erbitterten Auseinandersetzungen kamen später mindestens 132 
Deutsche um. Die Besatzer verhängten außerdem 11 Todesurteile und 5 lebenslange Zucht-
hausstrafen (x034/204).  
Während einer Demonstration gegen die französischen Besatzungstruppen wurden am 31. 
März 1923 in Essen 13 deutsche Demonstranten erschossen (x034/192). 
Am 6. Mai 1923 lehnten die französischen und belgischen Besatzungsmächte ein deutsches 
Reparationsangebot ab.  
Bei einem Sprengstoffattentat auf der Duisburger Rheinbrücke starben am 30. Juni 1923 neun 
belgische Soldaten. 
Am 30. Juni 1923 verurteilte in Mainz die französische Besatzungsmacht 7 Deutsche wegen 
Sabotage zum Tod. 
Im besetzten Ruhrgebiet wurden am 11. Juli 1923 etwa 80.000 französische und 7.000 belgi-
sche Soldaten sowie 10.000 französische und 1.000 belgische Eisenbahner eingesetzt 
(x034/199).  
Nach der Massenausweisung von rund 150.000 Deutschen und erfolglosen deutsch-franzö-
sischen Verhandlungen brach die deutsche Reichsregierung am 26. September 1923 den Ge-
neralstreik wegen völliger Zerrüttung der Wirtschaft ab. DNVP und KPD lehnten diese Ent-
scheidung ab.  
Als der deutsche Reichskanzler Gustav Stresemann den Widerstand abbrechen ließ, protestier-
te die bayerische Regierung gegen den Abbruch des passiven Widerstandes. Der bayerische 
Ministerpräsident Gustav Ritter von Kahr forderte, den Versailler Vertrag sofort zu kündigen.  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Besetzung des 
Ruhrgebietes (x063/540-541): >>... Den Vorwand gab ein unbedeutender deutscher Verzug in 
der Lieferung von Kohle und Telegrafenstangen. Dahinter stand die Absicht, die französi-
schen Rheinlandpläne, die Amerika 1919 verhindert hatte, wiederaufzunehmen. Die engli-
schen Kronjuristen erklärten Frankreichs Vorgehen sofort als unbegründet und rechtswidrig. 
...  
Das deutsche Volk antwortete mit dem passiven Widerstand, und die Reichsregierung ordnete 
die Einstellung aller Reparationslieferungen für Belgien und Frankreich an. 
Die Ruhrbesetzung brachte das deutsche Wirtschaftsleben nahezu zum Stillstand. Um die be-
schäftigungslosen Massen am Leben zu erhalten, mußten schließlich 30 Druckereien Tag und 
Nacht Noten drucken. 1923 stieg der amerikanische Dollar auf 4,2 Billionen Mark. 
Da ... die deutschen Gerichte bis gegen Ende der Inflation den Grundsatz "Mark ist Mark" 
aufrechterhielten, konnten ungeheure Vermögen neu erworben werden, während die Erspar-
nisse vieler Generationen hinwegschmolzen. Mit wenig ausländischem Gelde konnte man 
Fabriken, Aktien, Schmuck oder ganze Häuserblocks kaufen. Fremdenhaß und Antisemitis-
mus breiteten sich bei den verarmten Mittelschichten aus und der Rechtsradikalismus kam 
immer mehr auf seine Rechnung. 
Die Völkerversöhnung hatte offensichtlich Schiffbruch erlitten. Deutschland sah sich der 
Willkür von Feinden preisgegeben, für die der Friede nur die Fortsetzung des Krieges mit an-
deren Mitteln war. Am verhängnisvollsten sollte sich die Proletarisierung der Mittelklasse 
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auswirken. Ihr sozialer Absturz verband sich mit dem verletzten Nationalgefühl zu Gunsten 
aller antidemokratischen Kräfte. 
Die Ruhrbesetzung ... war als Triumph der rohen Gewalt ein Unglück für ganz Europa. Ein 
Sieg des passiven Widerstandes dagegen hätte der Gewalt als Mittel der Politik im Bewußt-
sein der Völker eine entscheidende Niederlage beibringen können.<< 
Der deutsche Historiker Wilfried Loth berichtete später über die Besetzung des Ruhrgebietes 
durch französisch-belgische Truppen (x291/66-68): >>... Im Laufe des Jahres 1921 rückte 
eine Revision des Versailler Vertrages zu Gunsten Deutschlands immer näher: Die Deutschen 
drohten seit dem Vertrag von Rapallo im April mit einer engeren Verbindung mit der Sowjet-
union und brachten zugleich unter Hinweis auf ihren Währungsverfall, den sie selbst aktiv 
förderten, ein Moratoriumsersuchen nach dem anderen vor. 
Als im November in Berlin eine Regierung gebildet wurde, die offensichtlich entschlossen 
war, überhaupt nicht zu zahlen, rang sich das französische Kabinett … dazu durch, die unter 
Briand schon einmal vorbereitete Ruhrbesetzung doch noch vorzunehmen: Nur so schien es 
ihm möglich, den Trend zur allgemeinen Revision noch einmal umzukehren und an die zur 
Lösung der eigenen Finanzprobleme dringend benötigten Gelder heranzukommen.  
Nach einigen diplomatischen Scharmützeln, die nur deutlich machten, daß auch die Deutschen 
entschlossen waren, die Kraftprobe zu wagen, rückten am 11. Januar 1923 französische und 
belgische Truppen in das Ruhrgebiet ein. Die Briten blieben abseits, ließen ihre Verbündeten 
aber vorerst gewähren. 
Die Kraftprobe mündete zunächst in einen Sieg der französischen Seite. Die Reichsregierung 
inszenierte zwar einen "passiven Widerstand der Ruhrbevölkerung", der das wirtschaftliche 
Leben in den besetzten Gebieten fürs erste lahmlegte, konnte die Besatzer damit aber nicht 
zum Aufgeben zwingen und mußte die Finanzierung des Widerstands zudem mit der völligen 
Zerrüttung der deutschen Währung bezahlen.  
Im Sommer begann die Streikfront abzubröckeln; die Unternehmer fanden sich allmählich 
bereit, mit der Interalliierten Kontrollkommission Verhandlungen über Reparationslieferungen 
aufzunehmen. Außerdem geriet die Reichseinheit ins Wanken: Die Wirtschaftsgrenzen, die 
die Besatzer errichtet hatten, wirkten auf eine Umorientierung der Ruhrwirtschaft zum Westen 
hin, die massenhafte Ausweisung preußischer Beamter schwächte den administrativen Zu-
sammenhalt; und die Ermunterung separatistischer Aktivitäten durch die Besatzungsbehörden 
fand unter diesen Umständen verstärkt Resonanz.  
Der deutschen Seite blieb schließlich nichts anderes übrig als zu kapitulieren: Am 26. Sep-
tember gab der neue Reichskanzler Gustav Stresemann offiziell das Ende des "passiven Wi-
derstands" bekannt und erklärte sich zu neuen Verhandlungen über ein Reparationsabkommen 
bereit. 
Der französische Ministerpräsident … wollte sich mit diesem Erfolg aber noch nicht zufrie-
dengeben. Einerseits verfügte er noch nicht über sichere Garantien für künftiges deutsches 
Wohlverhalten; und andererseits schien sich ihm durch die Lockerung der Bindungen der be-
setzten Gebiete an das Reich doch noch die Gelegenheit zu ergeben, in der Rheinlandpolitik 
weiterzukommen, als dies 1919 möglich gewesen war.  
So schlug er die deutschen Verhandlungsofferten aus, ließ die Besatzungstruppen weiter sepa-
ratistische Aktivitäten fördern und verhandelte schließlich im November mit Adenauer und 
dessen Freunden, die sich dazu von der Reichsregierung hatten ermächtigen lassen, über die 
Bildung einer Rheinischen Republik.  
Damit aber ging er über Frankreichs Möglichkeiten hinaus: Während Adenauer die Verhand-
lungen in die Länge zog, bis sich die Finanzen des Reiches nach der Einführung der Renten-
mark wieder erholten, nahm der Kursverfall des Franc, der durch die Kraftanstrengung an der 
Ruhr ebenfalls mitgenommen war, dramatische Ausmaße an. Im Januar 1924 kamen die Ban-
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ken der Londoner City den Deutschen zu Hilfe; die Franzosen aber mußten, um ebenfalls fi-
nanzielle Unterstützung von britischer und amerikanischer Seite zu erlangen, ihre Separie-
rungspläne aufgeben. ...<< 
Schlußbemerkungen: Oswald G. Villard schrieb im Oktober 1923 über die Ruhrgebietsbe-
setzung (x063/541): >>... daß der passive Widerstand zusammenbrach, war ein Unglück für 
die ganze Welt, denn nichts ist heute nötiger als der Beweis, daß es noch einen anderen Weg 
gibt als den Weg der Gewalt, um Despoten und Tyrannen in die Knie zu zwingen.<<  
 
Die Inflation nach dem Ersten Weltkrieg 
Infolge der ungerechtfertigten Ruhrgebietsbesetzung, die Kosten in Höhe von rd. 3,5 Milliar-
den Goldmark verursachte, brach im September/Oktober 1923 fast die gesamte deutsche 
Wirtschaft völlig zusammen und verstärkte die dramatische Inflation. Die Druckereien und 
Papierfabriken stellten pausenlos neue Banknoten her und die Preise kletterten auf astronomi-
sche Höhen. Die Inflation führte schließlich zu einer völligen Entwertung der deutschen Wäh-
rung. Im September 1923 betrug der Wertverlust gegenüber 1914 schließlich 100,0 % (x149/-
42). 
Im November 1923 erreichten die Preise unfaßbare Summen und stiegen immer rasanter (1 
Brot kostete z.B. 1917 = 50 Pfennig, 1921 = 5 Mark und im November 1923 = 500 Milliarden 
Mark.  
1919 kostete 1 US-Dollar = 8,57 Mark. Im November 1923 kostete 1 US-Dollar = 4,2 Billio-
nen Mark.  
Die Einführung der Rentenmark im November 1923 machte der Inflation zwar ein Ende, be-
endete aber nicht die Armut. Während der Inflation wurde das gesamte deutsche Geldvermö-
gen wertlos, denn im November 1923 betrug der Wertverlust gegenüber 1914 immer noch 100 
% (x149/42). 
Die Eigentümer von Sachwerten wurden damals entschuldet, während die Eigentümer von 
Sparguthaben ihre gesamten Ersparnisse verloren. Der wirtschaftliche und soziale Abstieg 
erfaßte große Bevölkerungsschichten. Die deutsche Regierung entließ damals auch über 
372.000 ihrer rund 1,59 Millionen Beamten und Angestellten (x090/264). 
Die Massenverelendung förderte naturgemäß auch den Einfluß der linksradikalen Kommuni-
sten und rechtsradikalen Nationalsozialisten. Infolge der Inflation und der Massenarbeitslo-
sigkeit herrschten überall Aufruhr und Chaos. In Sachsen und Thüringen stellten sogenannte 
"sozialdemokratisch-kommunistische Regierungen" proletarische Kampfverbände auf. In 
Hamburg und in Küstrin mußten bewaffnete Aufstände der linksradikalen Kommunisten und 
der rechtsradikalen "Schwarzen Reichswehr" niedergeschlagen werden.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Inflation" (x051/276-
277): >>Inflation, allgemeine Bezeichnung für anhaltende Zunahme des Preisniveaus in einer 
Volkswirtschaft, insbesondere die durch Kreditfinanzierung des Krieges, Reparationen, 
Kriegsfolgelasten, Geldschöpfung, Devisenspekulationen, Kapitalflucht u.a. ausgelöste Ent-
wertung der Reichsmark in den ersten Jahren der Weimarer Republik.  
Aus schleichender Inflation 1918-21 wurde 1922 trabende und 1923 galoppierende, weil die 
Belastung des Ruhrkampfes die Wirkung der auslösenden Faktoren potenzierte und Regierung 
wie Reichsbank den Entschuldungseffekt der Inflation begrüßten.  
Der Dollar, der 1914 mit 4,20 RM bewertet wurde, kostete im Juli 19 schon 14,0 RM, im Juli 
21 76,7 RM, im Juli 22 fast 500 RM, ein Jahr später 353.412 RM und erreichte mit 4,2 Billio-
nen RM am 15.11.23 den Gipfel.  
Diese Inflation vernichtete sämtliche Sparguthaben und große Teile der Betriebskapitalien, 
begünstigte Verschuldung und Sachwertbesitz und führte zu einer tiefgreifenden Umvertei-
lung der Vermögen und zur Beschleunigung des Konzentrationsprozesses in der deutschen 
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Wirtschaft. Für weite Kreise, insbesondere des Mittelstands, bedeutete die Inflation Deklassie-
rung, ja Proletarisierung, und wurde zum traumatischen Erlebnis, das später in der Weltwirt-
schaftskrise die politische Radikalisierung förderte und den Boden für die Agitation des Na-
tionalsozialismus bereitete. …<<  
Der deutsche Historiker Arthur Rosenberg berichtete später über die Auswirkungen der Infla-
tion (x243/26): >>Die Nutznießer der Inflation, die Finanzspekulanten, Großindustriellen und 
Großgrundbesitzer, hatten goldene Zeiten. Da die deutschen Unternehmen mit ... geringen 
Unkosten produzieren konnten, waren auf dem Weltmarkt die deutschen Preise niedriger als 
die Angebote jeder Konkurrenz. Darum wurde in Deutschland im Jahre 1923 ziemlich viel 
produziert. ... 
Die Opfer der Inflation waren die deutschen Mittelschichten, die Lohn- und Gehaltsempfän-
ger. Die deutschen Sparer verloren nun das Letzte. ...<< 
Der britische Botschafter in Berlin … berichtete am 31. Dezember 1923 (x256/82): >>Nun 
geht das Krisenjahr zu Ende. Die inneren und äußeren Gefahren waren so groß, daß sie 
Deutschlands ganze Zukunft bedrohten. Eine bloße Aufzählung der Prüfungen, die das Land 
zu bestehen hatte, wird einen Begriff davon geben, wie schwer die Gefahr, wie ernst der 
Sturm war. ...  
In zwölf Monaten, von Januar bis heute, hat Deutschland die folgenden Gefahren überstanden: 
die Ruhrinvasion,  
den kommunistischen Aufstand in Sachsen und Thüringen,  
den Hitlerputsch in Bayern,  
eine Wirtschaftskrise ohnegleichen,  
die separatistische Bewegung im Rheinland. 
Jeder einzelne dieser Faktoren, falls er sich ausgewirkt hätte, würde eine grundlegende Verän-
derung entweder in der inneren Struktur des Landes oder in seinen Beziehungen nach außen 
herbeigeführt haben. Jeder dieser Gefahrenmomente, falls er nicht abgewendet worden wäre, 
hätte jede Hoffnung auf eine allgemeine Befriedung vernichtet.  
Politische Führer in Deutschland sind nicht gewohnt, daß ihnen die Öffentlichkeit Lorbeeren 
spendet, und doch haben diejenigen, die das Land durch diese Gefahren hindurchgesteuert 
haben, mehr Anerkennung verdient, als ihnen zuteil werden wird. ...<< 
Schlußbemerkungen: Die Inflation zertrümmerte innerhalb von einigen Monaten das gesam-
te Sozialgefüge des Deutschen Reiches, so daß sich überall Feindschaft und Mißtrauen gegen-
über dem Staat ausbreiteten. Im Deutschen Reich gab es schon bald über 2,0 Millionen Ar-
beitslose. Millionen von Deutschen verloren bei dieser Währungskatastrophe ihr mühsam er-
spartes Geld und wurden mit einem Schlag bettelarm. Gleichzeitig erwarben viele ausländi-
sche Investoren, deutsche Spekulanten (darunter waren auch zahlreiche Juden) und gewissen-
lose Geschäftemacher äußerst günstig riesige Vermögenswerte (Fabrikanlagen, Wohnblocks, 
Grundstücke usw.), so daß sich im Deutschen Reich vor allem bei den Arbeitslosen und der 
verarmten Mittelschicht eine gefährliche Radikalisierung, Antisemitismus und Fremdenhaß 
ausbreiteten.  
 
Hitlers Weg zur Macht 
Im Oktober 1918 geriet Hitler in einen britischen Gasangriff und erblindete vorübergehend. 
Hitler beendete den Ersten Weltkrieg als Gefreiter in einem Lazarett in Pasewalk/Pommern. 
Der deutsche Historiker Harald Steffahn schrieb später über Adolf Hitler in den Jahren 1918-
1933" (x051/260-262): >>(Hitler, Adolf) ... In Pasewalk erlebte Hitler das Kriegsende und 
faßte den Entschluß, "Politiker zu werden", um die "Schmach" der Kapitulation zu rächen 
("Mein Kampf"); er glaubte fest an den "Dolchstoß" der marxistisch verseuchten Heimat in 
den Rücken der unbesiegten Front.  
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Im Mai 19 stellte sich Hitler der Reichswehr zur Verfügung und fiel Vorgesetzten als "natio-
nal zuverlässig" auf. Erste Rednererfolge hatte er im Lager Lechfeld vor heimgekehrten 
Kriegsgefangenen, die revolutionär anfällig waren.  
12.9.19: Hitler sollte über eine der zahllosen Münchner Rechtsparteien und -gruppen, die 
Deutsche Arbeiterpartei (DAP), aus eigener Anschauung berichten. Er fiel dort durch einen 
leidenschaftlichen Diskussionsbeitrag auf und trat nach einiger Bedenkzeit dieser Partei als 
55. Mitglied bei; Funktion: Werbeobmann. In einer noch ganz unbekannten Partei sah er ein 
formbares Instrument für seine Zwecke - statt des Hochdienens in einer der altetablierten. 
Dies war der Beginn von Hitlers Karriere.  
Sofort entfaltete er eine lärmende Öffentlichkeitsarbeit. Organisatorisch einfallsreich, dema-
gogisch geschickt, rednerisch aufhetzend in radikaler Schwarz-Weiß-Manier, alle Übel auf 
einfache Formeln und klare Schuldzuweisung verdichtend ("Novemberverbrecher", "Schand-
vertrag von Versailles", "internationales Judentum"), zog er wachsende Zuhörerscharen an die 
DAP heran. Deren Umbenennung in Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP) 
erfolgte im Februar 20. Zugleich wurde das 25-Punkte-Programm der NSDAP verkündet - 
ohne wesentliche Beteiligung Hitlers.  
Inhaltlich aber war das Programm seinem Weltbild gemäß, besonders hinsichtlich der Punkte 
1 (Großdeutsches Reich), 2 (Ausschluß der Juden besonders aus öffentlichen Ämtern und der 
Presse). Im Juli 21 riß er die Parteiführung an sich. Ergebene Anhänger leiteten den Führer-
kult ein, die NSDAP verbreitete sich organisatorisch in ganz Deutschland.  
Der nationalistische Konfrontationskurs der bayerischen Landesregierung (Ritter von Kahr) 
gegen die Reichsregierung, unter deutlich hochverräterischen Tendenzen, ließ Hitler die Kräf-
teverhältnisse im Reich falsch einschätzen. Er hielt die Zeit reif für den Umsturz, wollte dabei 
Kahrs mutmaßliche eigene Absichten - ihm zuvorkommend - für sich nutzen, ihn also "rechts 
überholen".  
So kam es am 8./9.11.23, übereilt und mangelhaft vorbereitet, zum Hitlerputsch. Der nachfol-
gende Prozeß glich streckenweise einer Farce, da die Richter Hitler weltanschaulich nahestan-
den und ihm ausgiebige Selbstdarstellung erlaubten. Das Urteil lautete auf fünf Jahre Fe-
stungshaft mit Aussicht auf vorzeitige Entlassung.  
In Landsberg am Lech diktierte der Vorzugshäftling den 1. Band von "Mein Kampf". Zur 
Rassenfrage heißt es darin, die nationalsozialistische Bewegung müsse das Judentum, "den 
bösen Feind der Menschheit, als den wirklichen Urheber allen Leides, dem allgemeinen Zorne 
weihen"; die künftige "Lebensraum-Politik" wird vorgezeichnet mit dem Satz: "Wenn wir 
heute in Europa von neuem Grund und Boden reden, können wir in erster Linie nur an Ruß-
land und die ihm untertanen Randstaaten denken." Unbeirrt also von seiner politischen Nie-
derlage und ohne jede Erfolgsaussicht entwarf Hitler selbstbewußt sein Zukunftsprogramm 
(Weltanschauung Hitlers).  
Nach neun Monaten freigelassen, gründete er die zerfallene nationalsozialistische Bewegung 
1925 neu. Richtungskämpfe zwischen Nord und Süd entschied er gegen Gregor Strasser und 
Joseph Goebbels in Bamberg mit klarem Sieg für sich (Februar 26).  
Hitler gewann danach Goebbels als Parteigänger und schickte den fähigen Organisator und 
Demagogen als Gauleiter nach Berlin. Insgesamt waren diese Jahre infolge relativer wirt-
schaftlicher Erholung Deutschlands die politisch erfolglosesten für Hitler.  
Dies erweist: Die NSDAP war eine Krisenpartei. Sie warb weniger durch überzeugendes 
Ideengut für sich als durch radikale Absage an das "System" von Weimar, war Ausdruck ge-
bündelten Unmuts.  
Erst die Weltwirtschaftskrise ab Herbst 29 brachte ihr die zweite, entscheidende Auf-
schwungphase mit sprunghaften Zuwachsraten an Mitgliedern und Wählern: all jene, die 
zweifelten, daß die parlamentarische Demokratie die Not meistern könne. Hitler, der aus dem 
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ersten Fehlschlag gelernt hatte, wollte die Republik mit ihrem eigenen Instrumentarium - legal 
- erobern (Legalitätseid 1930). Er wurde erst jetzt über einen fiktiven Posten als Regierungsrat 
in Braunschweig deutscher Staatsbürger und errang im Frühjahr 32 bei der Kandidatur für das 
Amt des Reichspräsidenten einen Achtungserfolg (über 13 Millionen Stimmen) gegen den 
siegreichen Hindenburg.  
1932 wurde die Republik unregierbar. Gegen die NSDAP als stärkste Reichstagsfraktion und 
gegen die gleichfalls total verneinende KPD war keine gesetzesfähige Mehrheit aufzubringen; 
und dies vor dem Hintergrund von sechs Millionen Arbeitslosen.  
Reichspräsident Hindenburg, nach zwei glücklosen Kanzlerernennungen (Papen, Schleicher), 
überwand unter dem Einfluß engster Berater (Machtergreifung) sein Zögern gegenüber Hitler, 
dessen Person und Zielen er mißtraute, dessen nationalem Vokabular und soldatischer Gesin-
nung er andererseits nahe stand. Am 30.1.33 ernannte er Hitler zum Reichskanzler. ...<< 
Am 18. September 1919 wurde Hitler DAP-Mitglied (Nr. 55) und fiel schon bald durch sein 
erstaunliches Rednertalent auf. Hitler verfügte über ein äußerst jähzorniges Temperament. Oft 
steigerte er sich während seiner hemmungslosen Reden und Diskussionen in einen regelrech-
ten Rauschzustand. Gegner und Kritiker, die Hitlers Meinung nicht akzeptierten, schrie der 
maßlose, selbstherrliche Egozentriker nicht selten regelrecht nieder. Der begabte, fanatische 
Volksverführer, der unter krankhaften Minderwertigkeitskomplexen litt, feilte ständig beses-
sen an seinen dramatischen, leidenschaftlichen und hetzerischen Reden.  
Da Hitler nichts dem Zufall überließ, trainierte er in den folgenden Jahren, mit Hilfe seines 
Fotografen (Hoffmann), unentwegt neue Rednerposen.  
Am 24. Februar 1920 wurde die DAP in München in NSDAP umbenannt. Hitler zählte da-
mals bereits zu den unentbehrlichen Organisatoren und führenden Propagandarednern der 
DAP bzw. NSDAP. In Österreich gab es schon seit Mai 1918 eine Deutsche Nationalsoziali-
stische Arbeiterpartei (Parteisymbol = Hakenkreuz). 
Mathias Forster berichtete später über die "Deutsche Arbeiterpartei" (x051/113-114): >>Deut-
sche Arbeiterpartei (DAP), am 5.1.19 in München, das während der Nachkriegswirren das 
Zentrum gegenrevolutionärer Vereinigungen war, von dem Werkzeugschlosser Drexler, 2. 
Vorsitzender, und dem Sportjournalisten Harrer, 1. Vorsitzender, ins Leben gerufene Partei.  
Das politische Leitmotiv war die Beseitigung der Entfremdung zwischen radikaler Rechten 
und den Massen, Ziehmutter der Partei war die sich im Hintergrund haltende Thulegesell-
schaft, ein völkisch-antisemitischer Geheimbund mit ca. 1.500 einflußreichen Mitgliedern, die 
die DAP als Plattform ihrer politischen Propaganda ansah (Symbol: das Hakenkreuz, Organ: 
"Münchner Beobachter", Vorläufer des "Völkischen Beobachters").  
Die DAP entwickelte sich zu einem Sammelbecken nationalistischer, antibolschewistischer 
und rassistischer Ideen (insbesondere von Eckart eingebracht) sowie sozialrevolutionärer 
Strömungen (die von Feder, später auch von Röhm repräsentiert wurden), vermochte sich aber 
nicht aus dem Dunstkreis eines Bierkeller-Debattiervereins zu lösen. Statt eines Programms 
gab es von Drexler erlassene Richtlinien: Neben konkreten Forderungen (Begrenzung der Jah-
resgehälter auf 10.000 Mark, paritätisch landsmannschaftliche Besetzung des Auswärtigen 
Amtes, Erweiterung des Mittelstands um die gelernten Arbeiter) waren weltanschauliche Ge-
meinplätze (klassenloser Führerstaat, Versöhnung von Nation und Sozialismus) und unver-
bindliche Versprechungen formuliert ("gute Arbeit", "voller Kochtopf", "vorwärts kommende 
Kinder").  
Der nationale Sozialismus der DAP war der Ausdruck einer Sehnsucht nach umfassender Ge-
borgenheit: Statt Klassenkampf wurde die Versöhnung aller Schichten in der Volksgemein-
schaft beschworen, als Feindbild von globalem Format diente das Judentum, das die Klammer 
zwischen Internationalistischem Bolschewismus (= "Demütigung der Nation") und Kapitalis-
mus (= "Demütigung der Person") herstellte.  
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Der Anspruch der Partei, keine einzelnen Schichten oder Klassen zu vertreten (sondern das 
Volk), fand taktisch, manche Parole (z.B. "Brechung der Zinsknechtschaft") programmatisch 
Eingang in die NSDAP (Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei).  
Von historischer Bedeutung ist die DAP als Vorläuferin der NSDAP und Sprungbrett der Kar-
riere Hitlers. Am 12.9.19 besuchte Hitler auf Anordnung von Hauptmann Mayr, seinem Vor-
gesetzten, als V-Mann der Reichswehr eine Versammlung der DAP im "Sterneckerbräu". 
Nach seinem ersten spontanen Auftritt als Redner (verbürgt ein Zitat Drexlers: "Mensch, der 
hat a Gosch'n, den könnt ma braucha!") wurde Hitler in die Partei (Mitgliedsnummer 555 = 
55, die Hunderter sind aus Prestigegründen davor gestellt) und in den siebenköpfigen Partei-
ausschuß (Nummer 7) aufgenommen.  
Zuständig für Propaganda, baute er im Hinterzimmer des "Sterneckerbräu" die Parteibürokra-
tie auf, gewann den bayerischen Presseoffizier der Reichswehr Röhm und ging daran, die 
DAP zu einer publikumswirksamen Kampforganisation zu machen, die den Protest gegen den 
Versailler Vertrag und gegen den zunehmenden Einfluß des Judentums ins Zentrum ihrer Agi-
tation rückte.  
Am 16.10.19 fand vor 111 Personen die erste öffentliche Versammlung statt, auf der Hitler 
sein Schlüsselerlebnis hatte, zum Redner geboren zu sein: "Ich konnte reden!" ("Mein 
Kampf").  
Die Partei trug der Hitlerschen Strategie Rechnung und löste Harrer im Vorsitz durch Drexler 
ab. Die erste Großveranstaltung der DAP am 24.2.20 im Festsaal des Hofbräuhauses nahm 
Hitler zum Anlaß, ein ausgearbeitetes Programm vorzustellen, das neben den bekannten anti-
kapitalistischen, antimarxistischen und antisemitischen Thesen einige neue Punkte enthielt, 
die den sozialistischen Charakter der Partei betonten: Einziehung aller nicht durch Arbeit er-
worbenen Einkommen, Konfiszierung der Kriegsgewinne, Verbot der Bodenspekulation, Ge-
winnbeteiligung der Arbeiter in Großbetrieben; in der Parteilegende wurde diese Rede Hitlers 
mit dem Thesenanschlag Luthers verglichen.  
Dabei ist Hitlers persönlicher Einfluß auf die Formulierung der einzelnen Programmpunkte 
nicht genau auszumachen. Eine Woche später wurde die DAP in NSDAP umbenannt, am 
29.6.21 übernahm Hitler den Parteivorsitz.<< 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die "Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpar-
tei" (x051/407-408): >>Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP), Staatspartei 
in der nationalsozialistischen Diktatur.  
Am 5.1.19 gründeten Drexler und K. Harrer in München die Deutsche Arbeiterpartei (DAP). 
Am 24.2.20 wurde sie in NSDAP unbenannt. Am 29.7.21 wählte sie Hitler, der sich ihr im 
September 19 angeschlossen hatte, zu ihrem mit fast unbeschränkten Vollmachten ausgestat-
teten Vorsitzenden (u.a. Recht zur Ernennung aller Parteifunktionäre).  
Nach dem von ihr (mit-)getragenen Hitlerputsch (8./9.11.23) wurde die NSDAP verboten, 
bestand aber in Form der "Großdeutschen Volksgemeinschaft" und der "Nationalsozialisti-
schen Freiheitsbewegung Großdeutschlands" weiter und wurde am 27.2.25 neu gegründet.  
Parteiemblem der NSDAP war ab Frühjahr 20 das Hakenkreuz, ihr Organ ab Dezember 20 der 
"Völkische Beobachter".  
Die NSDAP war eine rechtsradikale Partei mit einer im "25-Punkte-Programm" (Parteipro-
gramm) vom 24.2.20 enthaltenen nationalistischen und großdeutschen, imperialistischen und 
militaristischen, völkischen und antisemitischen, antiliberalen und antiparlamentarischen, mit-
telständischen und antikapitalistischen Programmatik (Nationalsozialismus). In gewollter Ab-
grenzung von den "Systemparteien" der Weimarer Republik verstand sich die NSDAP als Par-
tei "neuen Typs", "Sammlungspartei" und "Bewegung".  
Ihre Struktur und Organisation war antidemokratisch, zentralistisch und autoritär, ganz ausge-
richtet auf den (ab 1922 so bezeichneten) "Führer" Hitler (Führerprinzip).  
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Oberstes Organ der Partei war die Reichsleitung mit dem Führer und der Kanzlei des Führers 
bzw. (ab 1941) der Parteikanzlei an der Spitze und den einzelnen Reichsleitern: dem Stellver-
treter des Führers (1925-32 G. Strasser, 1933-41 Heß) bzw. (ab 1941) dem Sekretär des Füh-
rers (Bormann), dem Reichspropagandaleiter, dem Reichsschatzmeister, dem Reichspresse-
chef u.a.  
Als Hauptämter bestanden die Reichsorganisationsleitung, die Reichspropagandaleitung (ab 
1929 unter Goebbels), das Außenpolitische Amt (unter Rosenberg), das Kolonialpolitische 
Amt, die Reichsleitung für die Presse (unter Amann) sowie von 1931 an die Auslandsabtei-
lung der NSDAP.  
Regional war die NSDAP in Gaue (1935: 35, 1940: 41), Kreise, Ortsgruppen, Zellen und 
Blocks gegliedert; ihre Leiter (Gau-, Kreis-, Ortsgruppen-, Zellenleiter und Blockwarte) bilde-
ten zusammen das "Korps der Politischen Leiter". Angeschlossen waren der Partei die parami-
litärischen Verbände der Sturmabteilung (SA), der Schutzstaffel (SS), des Nationalsoziali-
stischen Kraftfahrkorps (NSKK) und des Nationalsozialistischen Fliegerkorps (NSFK), die 
Hitler-Jugend (HJ) und die Nationalsozialistische Frauenschaft (NSF) sowie zahlreiche be-
rufsständische Organisationen; die Deutsche Arbeitsfront (DAF) galt als "betreute Organisati-
on".  
Nach ihrer Mitgliederstruktur war die NSDAP eine mittelständische, (klein-)bürgerliche Par-
tei, in der Angestellte, Selbständige (Handwerker, Gewerbetreibende) und Beamte überpro-
portional vertreten waren.  
In den 20er Jahren war die NSDAP, trotz steigender Mitgliederzahlen (1922: 6.000, 1923: 
55.000), eine politisch unbedeutende Splitterpartei: Bei den Reichstagswahlen 1924 erhielt die 
"Nationalsozialistische Freiheitsbewegung" nur 3,0 %, 1928 die NSDAP nur 2,6 % der Stim-
men. Erst in der Endphase der Republik erwies sich Hitlers Legalitätstaktik (Erringung der 
Macht nicht durch Revolution oder Putsch, sondern auf legalem, parlamentarischem Weg), 
mit der er sich gegen seine "linke" innerparteiliche Opposition (um die Brüder O. und G. 
Strasser) durchsetzte, als wirkungsvoll:  
Bei den Reichstagswahlen vom 14.9.30 erhielt die NSDAP 6,4 Millionen (= 18,3 %) Stimmen 
und 107 Sitze, am 31.7.32 schon 13,8 Millionen (= 37,4 %) und 230 Sitze, war damit die mit 
Abstand stärkste deutsche Partei und blieb dies, trotz Stimmverlusten bei den Wahlen vom 
17.11.32 (11,7 Millionen = 33,1 % und 196 Sitze).  
Schon im Januar 30 war Frick als erster Nationalsozialist Mitglied einer Landesregierung (in 
Thüringen) geworden. Im Mai 1932 hatte die NSDAP erstmals bei einer Landtagswahl (in 
Oldenburg) die absolute Mehrheit errungen.  
Gleichzeitig stieg auch die Zahl ihrer Mitglieder: von rund 400.000 (1930) über rund 800.000 
(1931) auf knapp eine Million (Januar 33). Diese Erfolge hatte die NSDAP weniger ihrer Pro-
grammatik zu verdanken (v.a. ihre antikapitalistischen Programmpunkte gerieten völlig in den 
Hintergrund) als - nebst den Schwächen und Fehlern ihrer politischen Gegner - ihrer massen-
psychologisch äußerst geschickten und wirkungsvollen Propaganda, dem die politischen Geg-
ner einschüchternden Terror der SA und nicht zuletzt ihrem Bündnis mit der "nationalen" 
Rechten (Harzburger Front). ...<< 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über den "Nationalsozialismus" (x051/403-405): 
>>Nationalsozialismus, der Begriff Nationalsozialismus meint sowohl die Ideologie der 
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP) als auch ihr Herrschaftssystem in 
Deutschland 1933-45.  
Das Wort stammt aus (dem damals zu Österreich gehörenden) Böhmen; dort hatten sich 1904 
mehrere politische Vereinigungen mit zugleich deutsch-nationaler und sozialistischer Pro-
grammatik zur "Deutschen Arbeiterpartei" zusammengeschlossen, die sich im Mai 18 in 
"Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei" umbenannte. Von ihr übernahm die am 
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5.1.19 in München gegründete Deutsche Arbeiterpartei ihre Parteisymbole (u.a. Hakenkreuz) 
und ihren Namen: Ab dem 24.2.20 nannte sie sich NSDAP. In der Bezeichnung Nationalso-
zialismus kommt der Anspruch zum Ausdruck, eine Synthese der beiden bestimmenden Ideo-
logien und politischen Kräfte des 19. Jahrhunderts, des Nationalismus und des Sozialismus, 
verwirklichen zu können.  
Der Nationalsozialismus ist eine Form des Faschismus. Wie andere faschistische Organisatio-
nen in Europa begriff sich auch die NSDAP nicht als politische Partei im herkömmlichen 
Sinn, sondern als eine neue soziale und politische "Bewegung". Und wie jene fand sie ihre 
gesellschaftliche Basis v.a. im mittelständischen Kleinbürgertum: Dieses war durch die Indu-
strialisierung und deren gerade nach Ende des Ersten Weltkrieges negativ deutlich geworde-
nen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgeerscheinungen sozial verunsichert und öko-
nomisch in ihrer Existenz gefährdet.  
Dazu durch den Sturz der Monarchie ihrer traditionellen politischen Bindung beraubt, sah die-
ses Kleinbürgertum im Nationalismus eine neue politische Heimat. Denn wie der gesamte 
Faschismus war auch der Nationalsozialismus eine antimodernistische Protestbewegung: ge-
gen die Repräsentative Demokratie und ihre politischen Institutionen (Parteien, Parlamente, 
Bürokratien), gegen die moderne Gesellschaft und ihre pluralistische Struktur, gegen das kapi-
talistische Wirtschaftssystem und seine großindustrielle Produktionsweise und gegen die Ideo-
logie des politischen und wirtschaftlichen Liberalismus; in Deutschland darüber hinaus gegen 
die Niederlage des Deutschen Reiches im Weltkrieg, das Ende einer europäischen Groß-
machtstellung und Weltmachtpläne und den als "nationale Schande" empfundenen Versailler 
Vertrag.  
Anders als der Kommunismus, die andere große antidemokratische Bewegung des 20. Jahr-
hunderts, vermochte der Faschismus aber keine geschlossene, in sich folgerichtige Ideologie 
zu entwickeln. Auch die "Ideologie" des Nationalsozialismus besteht vielmehr aus einem 
Konglomerat weltanschaulicher Überzeugungen, sozialer, wirtschaftlicher und gesellschaftli-
cher Vorstellungen und Forderungen, die zum Großteil im Irrationalismus des 19. Jahrhun-
derts wurzeln, wie das Anknüpfen an vordemokratische, autoritäre Staats- und Gesellschafts-
theorien ebenso zeigt wie das Aufgreifen irrationaler Mythen (z.B. von der weltweiten "Ver-
schwörung" des Judentums), der Gebrauch mythischer Symbole (z.B. des Hakenkreuzes) und 
die Entfaltung pseudoreligiöser Rituale (etwa auf Parteitagen) und Kulte.  
Die gemeinhin als seine "Ideologie" bezeichnete politische Programmatik des Nationalsozia-
lismus, die teilweise schon im "25-Punkte-Programm" der NSDAP vom 24.2.20 (Parteipro-
gramm), v.a. aber in zahlreichen nationalsozialistischen Schriften, insbesondere in Hitlers 
"Mein Kampf" (1925), enthalten ist, weist folgende Bestandteile auf:  
1) Antiliberalismus und Antiparlamentarismus: Auf der Grundlage ihrer Gegnerschaft gegen 
die liberale parlamentarische Demokratie opponierte die NSDAP prinzipiell gegen die Ergeb-
nisse der Novemberrevolution und die angeblich für diese Verantwortlichen (die "November-
verbrecher"), gegen die Weimarer Republik (die "Novemberdemokratie"), ihr parlamentari-
sches "System" und ihre politischen Institutionen, v.a. die "Systemparteien".  
Der Kampf der NSDAP gegen den "Irrsinn der Demokratie" (Hitler 1928) schloß freilich nicht 
aus, daß sie sich nach dem gescheiterten Hitlerputsch von 1923 der politischen Verfahren der 
parlamentarischen Demokratie bediente (sogenannte Legalitätstaktik). "Die nationalsozialisti-
sche Bewegung ist antiparlamentarisch, und selbst ihre Beteiligung an einer parlamentarischen 
Institution kann nur den Sinn einer Tätigkeit zu deren Zertrümmerung besitzen" ("Mein 
Kampf").  
Der Antiliberalismus des Nationalsozialismus richtete sich auch gegen das kapitalistische 
Wirtschaftssystem; doch spielte die antikapitalistische, v.a. gegen die Großindustrie gerichtete 
Programmatik der NSDAP, die im Parteiprogramm von 1920 noch erheblichen Raum ein-
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nahm, spätestens ab 1926, als sich Hitler gegen die "Linke" der Partei (um die Brüder Otto 
und Gregor Strasser) durchsetzte, in ihrer politischen Praxis keine Rolle mehr; sie hinderte 
weder Teile der Industrie daran, die NSDAP schon vor 1933 finanziell zu unterstützen, noch 
stand sie nach 1933 einer engen Zusammenarbeit zwischen der nationalsozialistischen Dikta-
tur und der Großindustrie, v.a. der Produktionsmittel- und der Rüstungsindustrie, und deren 
Privilegierung im Weg. Den Anspruch, eine zugleich nationale und sozialistische Politik zu 
betreiben, hat der Nationalsozialismus zu keiner Zeit verwirklicht. - 
2) Antikommunismus und Antisozialismus: Von Anfang an war die Programmatik und noch 
mehr die Propaganda des Nationalsozialismus von einem aggressiven Antikommunismus und 
Antisozialismus geprägt, der sich sowohl gegen die KPD, die SPD und die Gewerkschaften 
richtete, als auch gegen die Sowjetunion und den von ihr geführten Bolschewismus und 
"Weltkommunismus". Doch ordnete die NSDAP das Ziel der "Vernichtung des Marxismus" 
(Hitler in einem Aufruf am 10.3.33) ihren politischen Hauptzielen unter: Zur Zerstörung der 
Republik arbeitete sie vor 1933 zeitweilig auch mit der KPD zusammen; zur Vorbereitung 
eines Eroberungskrieges schloß die nationalsozialistische Diktatur 1939 den Deutsch-
Sowjetischen Nichtangriffsvertrag ab. - 
3) Das Führerprinzip: Der Nationalsozialismus wollte die parlamentarische Demokratie durch 
eine hierarchisch aufgebaute, straff autoritär geführte, auf den Grundsätzen von Führer und 
Gefolgschaft, Befehl und Gehorsam beruhende Diktatur ersetzen, mit einem Führer an der 
Spitze, der, ausgestattet mit umfassender Herrschaftsgewalt, unterstützt von der Staatspartei 
(der NSDAP) als politische Elite und (schein-)demokratisch legitimiert durch die plebiszitäre 
Zustimmung des Volks, die Gesellschaft total erfassen, in einer "Volksgemeinschaft" einen 
und völlig auf die von ihm autoritär gesetzten politischen Ziele ausrichten und für sie mobili-
sieren sollte. - 
4) Nationalismus: Wie alle Weimarer Parteien forderte auch die NSDAP die Revision des 
Versailler Vertrages, darüber hinaus aber die Schaffung eines "großdeutschen" Nationalstaa-
tes, der über die Grenzen des Deutschen Reiches von 1914 hinausreichen und "alle deutschen 
Stämme" umfassen sollte. - 
5) Rassismus: Der traditionelle großdeutsche Nationalismus ist in der Programmatik des Na-
tionalismus "völkisch" geprägt und zum Rassismus gesteigert. Die nationalsozialistische 
Rassenlehre griff Rassentheorien auf, wie sie insbesonders Gobineau und H. S. Chamberlain 
im 19. Jahrhundert entwickelt hatten, und ist außer in "Mein Kampf" v.a. in Rosenbergs "Der 
Mythus des 20. Jahrhunderts" (1930) enthalten. Sie behauptete eine Stufenleiter der menschli-
chen Rassen mit der "nordisch-arisch-germanischen" Rasse als der "Herrenrasse" und einzig 
"kulturschaffenden" Rasse auf der obersten und der "kulturzersetzenden" jüdischen Rasse, die 
kein Lebensrecht habe, auf der untersten Stufe.  
Oberstes Ziel der deutschen Innenpolitik müsse die "Reinhaltung" der "arischen" Rasse sein 
und die Durchsetzung und Sicherung ihrer Herrschaft über die anderen, minderwertigen 
Rassen; Hauptziel der deutschen Außenpolitik die Vorherrschaft der "arischen" Rasse und 
ihres deutschen "Vorvolkes" zumindest in Europa, letztlich aber deren Weltherrschaft. - 
6) Antisemitismus: Der rassistisch begründete Antisemitismus stand im Mittelpunkt der 
Weltanschauung Hitlers. Sein Judenhaß bildete die wohl entscheidende Antriebskraft seines 
politischen Wollens und Handelns, den zentralen Bestandteil der nationalsozialistischen 
"Ideologie" und ab 1933 gleichsam die Staatsdoktrin des Dritten Reiches.  
Der Nationalsozialismus verband, propagandistisch äußerst wirksam, den Antisemitismus mit 
dem Antikommunismus (weil Marx Jude war!), den Mythos vom jüdischen "Rassenfeind" mit 
dem vom bolschewistischen Klassenfeind, die in der deutschen politischen Kultur traditionell 
verwurzelte Judenfeindschaft mit der in Deutschland verbreiteten Kommunistenfurcht - eine 
Verbindung, die in der These von der angeblich weltweiten "Verschwörung" des vom bol-
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schewistischen Rußland unterstützten "Weltjudentums" ihren Ausdruck fand und durch Fäl-
schungen wie die der "Protokolle der Weisen von Zion" untermauert wurde.  
Hauptziel der nationalsozialistischen Politik war nicht nur die völlige Entrechtung der deut-
schen Juden, sondern darüber hinaus die physische "Vernichtung der jüdischen Rasse in Eu-
ropa" (Hitler am 30.1.39). - 
7) Imperialismus: Aus dem Rassismus des Nationalsozialismus folgt sein Imperialismus, die 
Forderung nach Schaffung eines weit über die Grenzen der deutschen Nation hinausreichen-
den deutschen Großstaates, der dem deutschen Volk den angeblich für sein Überleben not-
wendigen "Lebensraum" bieten sollte. Ziel der deutschen Außenpolitik müsse "Ostpolitik im 
Sinne der Erwerbung der notwendigen Scholle für unser deutsches Volk" sein, wobei "wir in 
erster Linie nur an Rußland und die ihm untertanen Randstaaten denken" ("Mein Kampf").  
Dieses Ziel, daran ließen Hitler und andere Nationalsozialisten keinen Zweifel, konnte nur 
durch einen Krieg verwirklicht werden. Überhaupt gehörte zum Rassismus des Nationalsozia-
lismus ein primitiver Darwinismus, die Vorstellung, "das allgemeinste unerbittliche Gesetz 
des Lebens" sei der "Kampf (eines Volkes) um sein Dasein, ... wenn es sein muß, mit anderen 
Völkern, die der eigenen völkischen Lebensentfaltung entgegenstehen". Der Eroberungskrieg 
zur Gewinnung von Lebensraum für das deutsche Volk sollte darüber hinaus zur Erringung 
der Herrschaft des "arischen" deutschen Volkes und seines Staates über die rassisch angeblich 
minderwertigen slawischen Völker und Staaten Ost- und Ostmitteleuropas, letztlich zur Er-
richtung einer deutschen Weltherrschaft führen. - 
8. Militarismus: Voraussetzung für eine imperialistische Politik war die Militarisierung der 
deutschen Gesellschaft, ihre psychologische Vorbereitung auf einen Krieg, die Erziehung v.a. 
der Jugend nach den militärischen Grundsätzen von Befehl und Gehorsam und zur Hoch-
schätzung der Gewalt als (angeblich) notwendiges Mittel politischer Auseinandersetzungen 
im Innern wie nach außen und die Bekämpfung tatsächlicher oder vermeintlicher pazifisti-
scher Gesinnungen und Haltungen.  
Jahrelang war die NSDAP nur eine politisch unbedeutende, über Bayern hinaus kaum bekann-
te Splitterpartei. Erst seit 1929, während und in ursächlichem Zusammenhang mit der 
Weltwirtschaftskrise, konnte sie die zur Erringung der staatlichen Macht notwendige "Mas-
senbasis" gewinnen. ...<< 
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über den Antisemi-
tismus der NSDAP (x051/289): >>Judenverfolgung. Die Geschichte der Juden in der Diaspo-
ra ist eine Geschichte der Verfolgung. Religiöser Fanatismus und wirtschaftliche Motive führ-
ten immer wieder zu judenfeindlichen Aktionen, die nicht selten mit Massakern endeten.  
Unter dem Toleranzgedanken der Aufklärung vollzog sich seit Ende des 18. Jahrhunderts eine 
Emanzipation, die im Laufe des 19. Jahrhunderts schließlich zur politischen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Gleichstellung führte.  
Mit der Emanzipation war jedoch die Feindschaft gegen die Juden - der Antisemitismus - 
nicht beseitigt; er lebte in seinen verschiedenen Erscheinungsformen und Betätigungsgraden 
fort. Darüber hinaus entwickelte sich eine weitere Richtung der Judenfeindschaft: der Rassen-
antisemitismus. Er erreichte seinen Höhepunkt im nationalsozialistischen Deutschland mit der 
sogenannten Endlösung der Judenfrage.  
Die Judenverfolgung stellte einen der Kernpunkte nationalsozialistischer Weltanschauung dar. 
Bereits im Parteiprogramm der NSDAP vom 24.2.20 war festgestellt worden, daß Volksge-
nosse nur sein kann, wer "deutschen Blutes" ist.  
Es wurde gefordert, die Juden unter Fremdengesetzgebung zu stellen. Die erste offizielle At-
tacke findet sich in einer Gesetzesinitiative der Reichstagsfraktion der NSDAP vom 13.3.30, 
mit der diese (ohne Erfolg) anregte, denjenigen wegen "Rasseverrat" mit Zuchthaus oder in 
besonders schweren Fällen mit dem Tod zu bestrafen, "der durch Vermischung mit Angehöri-
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gen der jüdischen Blutsgemeinschaft (oder farbigen Rassen) zur rassischen Verschlechterung 
und Verletzung des deutschen Volkes beiträgt oder beizutragen droht".  
Nach der Machtergreifung begannen die Nationalsozialisten alsbald ihre Pläne zur Judenver-
folgung in die Tat umzusetzen. Zunächst stand ihrem Vorhaben allerdings Artikel 109 der 
Weimarer Verfassung entgegen, nach dem alle Staatsbürger vor dem Gesetz gleich waren. 
Ausnahmegesetze gegen die Juden wären demnach verfassungswidrig gewesen.  
Der Weg dafür wurde erst durch das Ermächtigungsgesetz (24.3.33) geebnet. Eine Woche 
später folgte das sogenannte 1. Gleichschaltungsgesetz, nach dem auch die Regierungen der 
deutschen Länder ohne vorherige Beschlußfassung der Landtage Gesetze erlassen konnten. 
...<< 
Der italienische Geschichtsphilosoph und Publizist Domenico Losurdo (1941-2018) berichtete 
im Jahre 2010 in seinem Buch "Die Deutschen. Sonderweg eines unverbesserlichen Volkes?" 
über den Antisemitismus in den USA (x318/52-53): >>… Die nordamerikanische Republik ist 
vor allem eines der Länder, das am meisten zur Verbreitung eines Motivs beiträgt, das später 
in der ideologischen Vorbereitung der "Endlösung" eine fatale Rolle spielen wird. Schon vor 
den Naziideologen und –agitatoren ist die These von einer geheimen jüdischen Steuerung der 
revolutionären Bewegung, die den Westen erschüttert, den US-Ideologen der white supremacy 
geläufig. Madison Grant unterstreicht die "semitische Führung" des "Bolschewismus", und 
Lothrop Stoddard brandmarkt das "bolschewistische Regime Sowjetrußlands" als "weitgehend 
jüdisch". 
Doch in diesem Zusammenhang sollte unsere Aufmerksamkeit besonders der Figur von Henry 
Ford gelten. Sofort nach dem Oktober 1917 bemüht sich der Magnat der Autoindustrie darum, 
die bolschewistische Revolution als das Resultat eines jüdischen Komplotts zu denunzieren, 
und gründet 1919 zu diesem Zweck eine in hoher Auflage gedruckte Zeitschrift, den Dearborn 
Independent. Die dort abgedruckten Artikel werden im November 1920 in Buchform mit dem 
Titel "Der internationale Jude" veröffentlicht, das sofort zum Bezugspunkt für den internatio-
nalen Antisemitismus wird.  
Dort kann man Thesen nachlesen, die eine zentrale Rolle innerhalb der Naziideologie spielen 
"die russische Revolution ist rassischen (jüdischen), nicht politischen Ursprunges", sie bedien-
te sich humanitärer und sozialistischer Schlagworte, bringe in Wirklichkeit aber ein "rassi-
sches Weltherrschaftsstreben" zum Ausdruck. Fords Buch trägt außerdem stark dazu bei, den 
– im Umkreis der zaristischen Geheimpolizei gefälschten und 1903 zuerst in St. Petersburg 
auf russisch veröffentlichten – Protokollen der Weisen von Zion Glaubwürdigkeit und 
Verbreitung zu verschaffen. 
Später werden prominente Nazibonzen wie Baldur von Schirach und sogar Heinrich Himmler 
erklären, von Ford inspiriert worden oder von ihm ausgegangen zu sein. Besonders Himmler 
behauptet, erst nach der Lektüre des Buches von Henry Ford "die ganze Gefährlichkeit des 
Judentums" erkannt zu haben: "Es war für uns Nationalsozialisten die Offenbarung". Darauf 
folgte die Lektüre der Protokolle. "Diese beiden Bücher wiesen uns den Weg, den wir zu be-
schreiten hatten, um die gequälte Menschheit von dem größten Feinde aller Zeiten, dem inter-
nationalen Juden, zu befreien". 
Im übrigen hätte – nach Himmler – das Buch von Ford zusammen mit den Protokollen sowohl 
für seine als auch für die Formierung des Führers eine "ausschlaggebende" Rolle gespielt. Si-
cher ist, daß "Der Internationale Jude" im Dritten Reich weiterhin mit großen Ehren und mit 
Vorworten veröffentlicht wird, die das entscheidende historische Verdienst des amerikani-
schen Autors und Industriellen hinsichtlich der Klärung der "Judenfrage" hervorheben und 
eine Art Kontinuität von Henry Ford zu Adolf Hitler herausstreichen. …<< 
 
 



 21 

"SPIEGEL ONLINE" berichtete am 29. Juli 2008 über den US-Unternehmer Henry Ford: 
>>Henry Ford und die Nazis - Der Diktator von Detroit  
Unternehmer, Wohltäter - und Hitlers Vorbild: Der amerikanische Autofabrikant Henry 
Ford revolutionierte nicht nur die Fließbandproduktion, mit seinem antijüdischen Thesen in-
spirierte er auch den deutschen Diktator - und erhielt dafür 1938 eine besondere Auszeich-
nung der Nazis. … 
Gute Beziehungen zu Deutschland pflegte Henry Ford schon seit den zwanziger und dreißiger 
Jahren, als seine Firma mit General Motors um den lukrativen deutschen Markt konkurrierte. 
Hitler selbst bewunderte die amerikanische Art der Massenproduktion, und besonders bewun-
derte er Henry Ford, der ihm mit seinen antisemitischen Schriften eine Inspiration war, wie er 
1931 einem Reporter aus Detroit erzählte. Der spätere Reichskanzler hatte zu diesem Zeit-
punkt bereits ein Porträt des Fabrikanten neben seinen Schreibtisch gehängt. 
Antisemitische Thesen  
Henry Ford lenkte die Ford Motor Company von Anfang an wie ein Diktator. Es war wohl 
dieser Führungsstil, der 1928 die "New York Times" veranlasste, ihn als "Mussolini of High-
land Park" zu bezeichnen. So war Ford vielleicht ein Wohltäter - aber mit eigenem Überwa-
chungsstaat.  
Ford gebar sich indes nicht nur wie ein Diktator, wie Hitler war auch er ein überzeugter Anti-
semit. Ausdruck dessen: der "Dearborn Independent", eine Zeitung, die Ford von 1919 bis 
1927 herausgab. In seinen Artikeln unterstellte der Autor "den Juden" beispielsweise Faulheit 
und Raffgier: "Mehr als jede andere Rasse zeigt er (der Jude - Anm. d. Red.) eine ausgeprägte 
Abneigung gegen körperliche gewerbliche Arbeit, gleicht dies durch seine ebenso entschiede-
ne Eignung zum Handel aus." Mehrere gerichtliche Klagen gegen solche Inhalte zwangen 
Ford schließlich, die Zeitung einzustellen. 
1920 veröffentlichte Ford mit seinem Buch "The International Jew: The World's Problem" 
eine Sammlung antisemitischer Pamphlete, die zuvor im "Dearborn Independent" erschienen 
waren. Die These des Buchs lautete, das "Weltjudentum" habe sich zusammengeschlossen, 
um mit Hilfe seiner Macht im Wirtschaftssektor die Weltherrschaft zu erlangen. 
Hitler hatte das Buch bereits in den zwanziger Jahren gelesen und bezeichnete es als große 
Inspiration. Die 1921 erschienene deutsche Übersetzung war später in NSDAP-Kreisen äu-
ßerst beliebt. Im gleichen Jahr finanzierte Ford auch die Übersetzung und Veröffentlichung 
der "Protokolle der Weisen von Zion" in den USA. Die Sammlung fiktiver Protokolle, die 
eine Weltverschwörung des "internationalen Judentums" beweisen sollten, ist die wahrschein-
lich erste weitverbreitete Verschwörungstheorie. …<< 
 
Deutsche Ostpolitik (1919-1933) 
Das Deutsche Reich konnte zwar aufgrund der langjährigen Trennung die Abtretung Elsaß-
Lothringens hinnehmen, aber keine deutsche Regierung der Weimarer Republik war bereit, 
die willkürlichen "neuen Ostgrenzen" anzuerkennen. Angesichts der größtenteils ungerechten 
Gebietsabtretungen waren die deutschen Regierungen grundsätzlich nicht bereit, auf die mü-
hevoll kultivierten, kostbaren preußischen Ostprovinzen zu verzichten, um die man z.T. 
jahrhundertelang erbittert gekämpft hatte.  
Obgleich das entwaffnete Deutsche Reich gegenüber den hochgerüsteten europäischen Nach-
barn fast wehrlos war, bemühten sich fast alle deutschen Politiker der Weimarer Republik 
beharrlich, um eine Revision der deutschen Ostgrenzen zu erreichen. Die preußischen Außen-
politiker waren mit dieser Einstellung nicht allein, denn auch die große Mehrheit des deut-
schen Volkes wollte die "neuen Volksdeutschen" nicht im Stich lassen.  
Stanislaw Grabski, ein führender nationaldemokratischer Politiker, forderte im September 
1919 eine extrem nationale Minderheitenpolitik. In den neuerworbenen polnischen Gebieten 
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müßte man die fremden Elemente auf 1,5 % herabdrücken - die Deutschen stellten damals in 
den ehemaligen preußischen Provinzen 35,4 % der gesamten Bevölkerung (x025/42).  
Der polnische Staatsrechtler Kutrzeba schloß Vertreibungen nicht aus, denn die Vertreibung 
derjenigen, die von den Besatzern ins Land gebracht wurden, um ihm ein fremdes Aussehen 
zu geben, würde nur den alten Rechtszustand wieder herstellen (x025/179). 
Polnische Truppen besetzten am 20. März 1919 Danzig. Bei den Danziger Kommunalwahlen 
am 14. Dezember 1919 erhielten die polnischen Parteien lediglich 8 % der Stimmen (x034/-
79).  
Der tschechische Jurist Josef Stehule (1875-1946) schrieb im Jahre 1919 über die Sudeten-
deutschen (x320/32): >>Der Deutsche als Feind der Menschheit kann das Recht auf Selbstbe-
stimmung nicht nach seinen egoistischen Bedürfnissen wahrnehmen … Es sind die Slawen, 
auf deren Kosten sich der Deutsche ausgebreitet hat und dieses Unrecht muß nach Meinung 
der Menschheit wiedergutgemacht werden, das heißt das deutsche Volk muß dieses Territori-
um seinen rechtmäßigen Eigentümern herausgeben. … Die in unserem Staat lebenden Deut-
schen bilden keine historisch-politische Individualität, welche allein die Träger des Rechtes 
auf Selbstbestimmung sein kann. Es sind dies ursprünglich Kolonisten. …<< 
Alle Regierungen der Weimarer Republik bemühten sich seit 1919 konsequent und unermüd-
lich, um in den ostdeutschen Abtretungsgebieten starke deutsche Volksgruppen zu erhalten, 
denn die Aufrechterhaltung eines nationalen Besitzstandes war äußerst wichtig, wenn man 
irgendwann Grenzrevisionen erreichen wollte. Die deutsche Regierung mußte außerdem we-
gen der gewaltigen finanziellen Probleme mit allen politischen Mitteln versuchen, Massenab-
wanderungen der Volksdeutschen zu vermeiden. Nach dem Ersten Weltkrieg war das ruinierte 
und hochverschuldete Deutsche Reich wirtschaftlich nicht in der Lage, mehrere Millionen 
vertriebene Volksdeutsche zu integrieren.  
Das Deutsche Reich konnte den harten Existenzkampf der Volksdeutschen in Posen, West-
preußen, Polen und Oberschlesien nur inoffiziell bzw. verdeckt unterstützen, denn nach dem 
verlorenen Ersten Weltkrieg waren direkte bzw. offene Unterstützungsmaßnahmen aus politi-
schen Gründen völlig unmöglich.  
Da die staatlichen Stellen keine offiziellen Hilfsmaßnahmen durchführen konnten, gründete 
die deutsche Regierung private Organisationen, die diese Aufgaben übernahmen. Die deutsche 
Reichsregierung gründete 1919 den "Ostausschuß", der 1920 von den privaten Organisationen 
"Deutsche Stiftung" und "Konkordia Literarische GmbH" abgelöst wurde. Diese Organisatio-
nen waren wie eingetragene Vereine organisiert und unterstützten die deutsche Industrie, das 
Bankwesen, die Presse, Schulen, Büchereien, Vereine und sonstige kulturelle Einrichtungen, 
die in den Abtretungsgebieten um ihre Existenz kämpften.  
Der "Deutschtumsbund" förderte überwiegend die deutschen Bauern und Handwerksbetriebe 
durch zinslose Kredite. Weitere Beihilfen, Subventionen und Beistand gewährten außerdem 
verschiedene deutsche Wirtschaftsverbände, die Kirchen und Gewerkschaften, die auch für 
die gesamte Abwicklung der Arbeitslosenunterstützung zuständig waren.  
Im April 1920 begann der polnisch-russische Krieg, da Marschall Pilsudski die polnischen 
Ostgrenzen von 1772 durchsetzen wollte. Nach einer großangelegten sowjetischen Gegenof-
fensive wurden die polnischen Truppen jedoch schnell zurückgedrängt. Im Juli 1920 stand die 
Rote Armee bereits vor Warschau. Hier konnte man die Russen jedoch mit französischer Waf-
fenhilfe bzw. wegen Streitigkeiten der sowjetrussischen Armeeführer Tuchatschewski und 
Budjonny stoppen und zurückschlagen. Nach dem völlig überraschenden polnischen Sieg über 
die abgekämpften Truppen der Roten Armee erfolgte die östliche Verlagerung der polnisch-
russischen Grenze.  
Nach dem Sieg über Sowjet-Rußland im polnisch-russischen Krieg von April bis Oktober 
1920 verlagerte Polen die bisherigen Grenze um ca. 250 km östlich der von England empfoh-
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lenen Volkstumsgrenze (Curzon Linie).  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Curzon-Linie" (x051/-
105): >>Curzon-Linie, nach dem britischen Außenminister Curzon benannte und von ihm am 
11.7.20 vorgeschlagene Demarkationslinie zwischen Polen und der Sowjetunion: Dünaburg - 
Wilna - Grodno - Brest, dann dem Bug folgend und Galizien durchschneidend bis Przemysl.  
Polen lehnte die Curzon-Linie nach dem Sieg über die Rote Armee bei Warschau ab und ver-
legte die Grenze 250 km weiter nach Osten. 1939 diente die Curzon-Linie zur Orientierung 
bei der Abgrenzung der Interessensphären im Deutsch-Sowjetischen Nichtangriffsvertrag und 
1945 bei der polnisch-sowjetischen Grenzziehung.<<  
Am 3. Mai 1921 drangen polnische Milizen gewaltsam in Oberschlesien ein - die Milizen 
wurden inoffiziell von der polnischen Regierung unterstützt. Bei diesem "3. polnischen Auf-
stand" verübten die "Freischärler" schwere Gewalttaten und ermordeten zahlreiche deutsche 
Zivilisten (x025/43).  
Schlesische Selbstschutzverbände erstürmten am 21. Mai 1921 den Annaberg in Oberschlesi-
en und schlugen die polnischen "Freischärler" nach schweren Kämpfen zurück.  
Der Völkerbund verhinderte am 5. September 1921 die polnische Übernahme der Freien Stadt 
Danzig (x064/131): >>... Polen hat hinsichtlich der Eisenbahn keine souveränen Rechte im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig. ...<<  
Trotz eindeutiger Volksabstimmung für das Deutsche Reich mußte die deutsche Reichsregie-
rung nach einer Entscheidung der Hohen Alliierten Kommission am 20. Oktober 1921 die 
oberschlesischen Industriegebiete an Polen abtreten. Oberschlesien wurde danach durch polni-
sche Truppen besetzt (x041/84).  
Der Völkerbund verhinderte am 17. Dezember 1921 wieder die polnische Übernahme der 
Freien Stadt Danzig (x064/131): >>... Polen hat nicht das Recht, Danzig zu einer bestimmten 
auswärtigen Politik zu veranlassen. ...<<  
Der Völkerbund verhinderte am 22. Juni 1922 wieder die polnische Übernahme der Freien 
Stadt Danzig (x064/131): >>... Nicht Polen, sondern der Völkerbund ist der militärische 
Schutzherr Danzigs. ...<< 
Reichskanzler Wirth teilte dem deutschen Botschafter in Moskau im Juli 1922 mit (x149/45): 
>>... Polen muß erledigt werden ... Ich schließe keine Verträge, durch die Polen gestärkt wer-
den könnte.<< 
Die ungeschützten Ost-Grenzen des Deutschen Reiches wurden damals ständig durch polni-
sche Nationalisten bedroht. Vor allem in den preußischen Provinzen Ostpreußen und Schlesi-
en rechnete man im Winter 1922/23 mit dem polnischen Einmarsch. 
Am 10. Januar 1923 drangen litauische Truppen in das unter französischer Besatzung stehen-
de Memelland ein und besetzten gewaltsam diese ostpreußischen Gebiete, denn die hilflose 
deutsche Republik war nicht in der Lage, die schwachen Freikorpsverbände der Litauer (ver-
kleidete Soldaten der litauischen Armee) zu vertreiben (x090/262).  
Stanislaw Grabski, ein führender nationaldemokratischer Politiker, erklärte im Jahre 1923 in 
seiner Schrift "Bemerkungen über den gegenwärtigen geschichtlichen Zeitpunkt in der Ent-
wicklung Polens" (x309/209-210): >>... Wegen der Ostseeküste aber wird früher oder später 
Polen mit Deutschland zusammenstoßen. Denn selbst wenn wir unsererseits unsere Pflicht 
gegenüber Ermland und Preußisch-Masuren vergessen würden – die Deutschen werden nie-
mals ihre Ansprüche auf Pommerellen vergessen, denn sie werden ihre Pflichten gegenüber 
Königsberg nicht vergessen, zu dem der Weg durch unseren Pommerellen Korridor führt.  
Bei diesem Zusammenstoß aber wird Polen nur dann den Sieg davontragen, wenn es dafür 
nicht nur durch die nötige Organisation und die nötige Ausrüstung seiner Armee technisch 
vorbereitet ist, sondern auch politisch durch die Weckung eines polnischen Nationalbewußt-
seins innerhalb der polnischen Bevölkerung Ostpreußens. ... 
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Von der Energie, die wir in dieser Richtung entwickeln, hängt nicht nur die Größe und die 
Macht Polens ab, sondern nahezu seine Existenz. Denn in der Tat, der Bestand der Republik 
Polen wird erst dann dauernd gesichert sein, wenn wir in dem mit Deutschland unabwendba-
ren Kriege siegen, in den sich Deutschland stürzen wird, sobald es sich von der im Weltkrieg 
davongetragenen Niederlage erholt hat.<< 
Der deutsche Zentrumspolitiker Joseph Wirth berichtete später über die ungeschützten Gren-
zen des Deutschen Reiches (x309/83-84): >>Alle deutschen Regierungen zwischen 1918 und 
1933 und die deutsche Heeresleitung waren von der Sorge um den Bestand des Reiches be-
seelt, den sie innen- und außenpolitisch bedroht sahen.  
Bereits in den ersten Jahren nach dem Weltkrieg hatte Polen wiederholt versucht, Teile des 
Reichsgebiets gewaltsam vom Reich abzutrennen. Die Furcht vor weiteren Angriffen war 
nicht unbegründet. Nationalistische polnische Kreise forderten weitere Gebietsabtrennungen. 
... Dabei war die Bewaffnung unserer Reichswehr kläglich. ... Reichskanzler Dr. Brüning und 
Reichswehrminister Gröner beschlossen daher Anfang 1930, bei einem Angriff der Polen 
Schlesien zu räumen. ...<<  
In den Jahren 1923/24 gründete man mehrere ostdeutsche Jugendbewegungen, wie z.B. die 
"Ostlandscharen", die die ukrainischen und polnischen Saisonarbeiter in Ostpreußen, Ost-
pommern und in Ostbrandenburg verdrängen sollten. Bei diesen "Ostaktivitäten" handelte es 
sich in erster Linie um die "Wiedereroberung der deutschen Scholle" und um die Sicherung 
der "deutschen Ostlandzukunft".  
Der polnische Staatspräsident Stanislaw Wojciechowski erklärte am 29. April 1924 während 
der Eröffnung der Posener Messe (x309/38): >>Um als Großmacht existieren zu können, muß 
Polen die Vereinigung aller polnischen Länder haben. Man muß sagen, daß wir noch nicht 
alles erreicht haben, daß noch nicht alle polnischen Länder, nicht alle für die Vollkommenheit 
unseres Lebens unerläßlichen Zentren mit der Mutter vereinigt sind. Ich glaube aber an die 
große Macht polnischer Arbeit und polnischer Kultur, die uns erlauben wird, mit der Zeit das 
zu erreichen, was wir bisher nicht erreicht haben. ...<< 
Aufrechte Vorkämpfer für Völkergemeinschaft und Frieden, wie z.B. der französische Politi-
ker Leon Blum und viele andere französische Politiker, Schriftsteller und Wissenschaftler kri-
tisierten im Jahre 1924 die völkerrechtswidrige Behandlung der Minderheiten in Polen. 
Der deutsche Außenminister Gustav Stresemann erklärte am 12. März 1925 in der "Kölni-
schen Zeitung" (x064/132): >>Es gibt keine Partei in Deutschland von den Deutschvölkischen 
bis zu den Kommunisten, die von ihrem Gewissen anerkennen könnte, daß die Ziehung der 
deutschen Grenze im Osten dem Gedanken des Selbstbestimmungsrechts der Völker entsprä-
che. Deutschland hat nicht die Gewalt, eine Änderung seiner Grenzen zu ertrotzen, und nicht 
den Willen, es zu tun.  
Wenn aber Artikel 19 der Völkerbundsatzung ausdrücklich davon spricht, daß unabwendbare 
Verträge geändert werden können, so kann niemand von Deutschland erwarten, daß es end-
gültig darauf verzichtet, dieses Refugium einer Entwicklung in Zukunft in friedlichem Sinne 
auch seinerseits für sich in Anspruch zu nehmen.<< 
Der Deutsche Ostbund verlangte am 29. November 1925 in Berlin eine friedliche Zurückge-
winnung der verlorenen deutschen Ostgebiete.  
Im Rahmen der polnischen "Agrarreform" wurden am 28. Dezember 1925 alle deutschen 
Großgrundbesitzer ohne Entschädigung enteignet. Die polnischen Großgrundbesitzer schonte 
man. 
Der deutsch-polnische Streit um die Postverkehrs-Grenzlinie endete im Jahre 1925 mit der 
gewaltsamen Beschlagnahmung der Westerplatte - Landzunge im Norden des Danziger Ha-
fens - durch polnische Truppen. Danach begann ein deutsch-polnischer Handelskrieg, der bis 
1933 dauerte. Der deutsch-polnische Handel ging damals drastisch zurück und verursachte in 
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Polen große wirtschaftliche Probleme (x064/132). 
Die materielle Unterstützung und der seelische Beistand konnten die Abwanderung der zer-
mürbten deutschen Minderheiten selbstverständlich nicht in allen Gebieten vermeiden, aber 
man verhinderte vielerorts massive Verdrängungen der Volksdeutschen. Obwohl in Polen fast 
ständig politische Prozesse gegen Volksdeutsche stattfanden, konnte man den Deutschtum-
Organisationen nie antistaatliche Handlungen nachweisen. 
Von 1919-25 kehrten insgesamt 873.000 Volksdeutsche "freiwillig" in das Deutsche Reich 
zurück. Diese Rückkehrer kamen aus Posen und Westpreußen = 700.000 (x001/124E), Ost-
oberschlesien = 90.000 und aus Kongreßpolen = 83.000 (x035/327). 
Die Volksdeutschen, die mehrheitlich in geschlossenen Siedlungsgebieten lebten - wie im Su-
detenland - und weiterhin über enge wirtschaftliche Verbindungen nach Österreich oder 
Deutschland verfügten, leisteten wesentlich stärkeren Widerstand. Obgleich sich die Lebens-
verhältnisse ständig verschlechterten, gaben viele Volksdeutsche die Hoffnung nicht auf. Ge-
mäß der uralten "Ostsiedlermentalität" waren sie fest entschlossen, ihre jahrhundertealte Hei-
mat bis zum bitteren Ende zu verteidigen.  
Die deutschen Minderheiten kämpften ferner aufopferungsvoll und unermüdlich um den Be-
stand ihrer nationalen Eigenarten. Ungeachtet der zahllosen Gemeinheiten und Schikanen be-
mühten sie sich zäh und verbissen, um den kulturellen Charakter ihrer Dörfer, Kirchen, Schu-
len, Vereine sowie ihre alten deutschen Bräuche, Sitten und Lebensgewohnheiten zu erhalten. 
Am 19. April 1926 informierte Außenminister Stresemann den deutschen Botschafter in Lon-
don über die Problematik der deutsch-polnischen Grenze (x034/289, x243/31): >>... Nur ein 
uneingeschränkter Wiedergewinn der Souveränität über die in Rede stehenden Gebiete - der 
Korridor, Danzig, Oberschlesien - ... kann uns befriedigen. ...<<  
>>... Eine friedliche Lösung der polnischen Grenzfrage, die unseren Forderungen wirklich 
gerecht wird, wird nicht zu erreichen sein, ohne daß die wirtschaftliche und finanzielle Notla-
ge Polens den äußersten Grad erreicht und den gesamten polnischen Staatskörper in einen Zu-
stand der Ohnmacht gebracht hat. ...<< 
In den breitgefächerten Streusiedlungen und vor allem in den polnischen Städten gelang es 
verhältnismäßig rasch, die Widerstandskraft der deutschen Arbeiter, Angestellten und der Be-
amten zu brechen. Dort kamen die Abwanderungsbewegungen der entnervten Volksdeutschen 
trotz eindringlicher Durchhalteappelle nicht zum Stillstand. Viele Volksdeutsche konnten die 
systematischen Diskriminierungen nicht lange ertragen und kehrten in die deutschen Reichs-
gebiete zurück, so daß in den "neuen" polnischen Städten der deutsche Bevölkerungsanteil 
allmählich drastisch zurückging.  
Eine monatlich erscheinende polnische Zeitschrift … berichtete im August 1930 (x309/71): 
>>Wir wissen, daß der Zusammenstoß Polens mit Deutschland unvermeidlich ist. Wir müssen 
uns für diesen großen Augenblick systematisch und mit Schwung vorbereiten. ... Die gegen-
wärtige Generation ist berufen, in die polnische Geschichte erneut den Namen Tannenberg 
einzutragen.  
Dieser historische Sieg muß auf den Vorfeldern Berlins errungen werden, damit die Niederla-
ge Germaniens das Zentrum des Preußentums lähmt! Unser Ziel ist, Polens Westgrenze an der 
Oder und der Lausitzer Neiße und Ostpreußen wieder den Grenzen der Republik einzuverlei-
ben. Der Drang nach dem Westen, dies ist in diesem Augenblick das Gebot für das gesamte 
polnische Volk.<< 
Von 1910-31 verminderte sich der deutsche Bevölkerungsanteil z.B. in Graudenz von 85 % 
auf 7,5 %, in Bromberg von 77,5 % auf 8,5 %,), in Thorn (von 66 % auf 4 %) und in Posen 
von 42 % auf 2 %.  
Die polnische Presse stellte am 27. November 1931 befriedigt fest, daß infolge der erfolgrei-
chen Polonisierung ein Rückgang des deutschen Stimmenanteiles im abgetretenen Teil Ober-
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schlesiens von 44 % auf 18 % erfolgt wäre (x034/563).  
Nach Abschluß des polnisch-sowjetischen Nichtangriffspaktes im Jahre 1932 sprach man in 
Polen bereits unverblümt über den "Marsch gegen das Deutsche Reich bzw. nach Berlin".  
Der Streit um die Westerplatte führte 1932/33 zu gefährlichen polnisch-deutschen Spannun-
gen. Staatschef Pilsudski schlug deshalb vor, polnisch-französisch-britische "Polizeiaktionen" 
gegen das Deutsche Reich durchzuführen.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Minderheiten" nach der 
europäischen Neuordnung (x051/385): >>Minderheiten, Bevölkerungsgruppen innerhalb ei-
nes Staates, die sich von der Mehrheit der übrigen Staatsangehörigen durch ein auf ihrer Spra-
che, ihrer rassischen oder ethnischen Herkunft, ihrer kulturellen oder geschichtlichen Traditi-
on beruhendes nationales Sonder- und Eigenbewußtsein unterscheiden.  
Die Minderheiten bildeten bei der europäischen Neuordnung nach dem Ersten Weltkrieg ein 
erhebliches Problem, da die Eingliederung fremder Volksgruppen in die neuen oder erweiter-
ten Staaten Ost- und Südosteuropas eigentlich dem schon in den Vierzehn Punkten Wilsons 
geforderten Selbstbestimmungsrecht der Völker widersprach.  
Die machtpolitischen (Gebietsabtretungen des geschlagenen Deutschen Reiches) und ökono-
mischen Zwänge (Lebensfähigkeit der Nachfolgestaaten der Donaumonarchie) wiesen jedoch 
keinen anderen Weg und führten 1919/20 zu multilateralen Minderheitenschutzverträgen zwi-
schen den Siegermächten und Polen, Österreich, der Tschechoslowakei, Rumänien, Griechen-
land, Bulgarien, Jugoslawien, Ungarn und der Türkei. Hinzu kamen bilaterale Abmachungen 
wie etwa das Oberschlesienabkommen vom 15.5.22 zwischen Polen und Deutschland.  
Der Schutz der Minderheiten wurde in erster Linie durch Garantie und Ausweitung der indi-
viduellen Grundrechte angestrebt: Gebrauch der Muttersprache, Meinungs- und Religionsfrei-
heit, kulturelle Koalitionsfreiheit, Zugang zu öffentlichen Ämtern u.a. Dagegen vermied man 
kollektive Volksgruppenregelungen, um den Integrationsprozeß in den jungen Staaten nicht 
zu belasten.  
Appellationsinstanz für die Minderheiten war der Völkerbund, in dessen Satzung allerdings 
der Minderheitenschutz nicht verankert war. Wegen der divergierenden Interessen der Mit-
gliedsstaaten wurden Beschwerden meist schon im Vorfeld der Beratungen blockiert, so daß 
einzelne Staaten ungestraft die Minderheitenrechte aushöhlen konnten. Sie wurden daher zu 
einem wirksamen Hebel der nationalsozialistischen Außenpolitik, die in der ersten Phase auf 
eine Revision des Versailler Vertrages zielte und als ersten Schritt zur Destabilisierung der 
kleinen Randstaaten volksgruppenrechtliche Lösungen für die deutschen Minderheiten forder-
te.  
Dahinter stand auch eine ideologische Stoßrichtung: Nach nationalsozialistischer Auffassung 
war der individualrechtliche Minderheitenschutz eine jüdische Erfindung, da er zur Umvol-
kung und damit Schwächung des Volkstums führe. Zudem begünstige er die Assimilation, die 
"das Judentum" zur Tarnung seiner Rolle als "Völkerparasit" brauche.  
Die nationalsozialistische Minderheitenpolitik im Zweiten Weltkrieg war denn auch gekenn-
zeichnet von Deportationen, Um- und Aussiedlung, Vertreibung und Vernichtung. Dies und 
die Völkerverschiebungen im Gefolge der deutschen Niederlage machten die ursprünglichen 
Schutzverträge für die nationalen Minderheiten nach 1945 in Europa gegenstandslos. Die 
Vereinten Nationen vermochten sich bisher auf keine neue Konvention zum Schutz der Min-
derheiten zu einigen.<< 
Schlußbemerkungen: Julius Leber, führender Sozialdemokrat und späterer Widerstands-
kämpfer, erklärte im Jahre 1925 zu den deutschen Ostgrenzen (x084/117): >>... Nie werde es 
eine deutsche Regierung geben, die den polnischen Korridor freiwillig und feierlich als ewiges 
Recht anerkennen kann. Zu schmerzhaft steckt dieser Pfahl im Fleisch der deutschen Repu-
blik. Zu sinnlos zerschneidet er den deutschen Boden.<<  


